Befristete Zuwanderung von ausländischen Arbeitnehmern : dargestellt unter besonderer Berücksichtigung der Ost-West-Wanderungen (Temporary migration of foreign workers : described with particular attentionto east-west migration) by Werner, Heinz
1
Heinz Werner
Befristete Zuwanderung von ausländischen
Arbeitnehmern







BerufsforschungMitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (MittAB)
Die MittAB verstehen sich als Forum der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Es werden Arbeiten aus all den Wissen-
schaftsdisziplinen veröffentlicht, die sich mit den Themen Arbeit, Arbeitsmarkt, Beruf und Qualifikation befassen. Die
Veröffentlichungen in dieser Zeitschrift sollen methodisch, theoretisch und insbesondere auch empirisch zum Erkennt-
nisgewinn sowie zur Beratung von Öffentlichkeit und Politik beitragen. Etwa einmal jährlich erscheint ein „Schwerpunkt-
heft“, bei dem Herausgeber und Redaktion zu einem ausgewählten Themenbereich gezielt Beiträge akquirieren.
Hinweise für Autorinnen und Autoren
Das Manuskript ist in dreifacher Ausfertigung an die federführende Herausgeberin
Frau Prof. Jutta Allmendinger, Ph. D.
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
90478 Nürnberg, Regensburger Straße 104
zu senden.
Die Manuskripte können in deutscher oder englischer Sprache eingereicht werden, sie werden durch mindestens zwei
Referees begutachtet und dürfen nicht bereits an anderer Stelle veröffentlicht oder zur Veröffentlichung vorgesehen
sein.
Autorenhinweise und Angaben zur formalen Gestaltung der Manuskripte können im Internet abgerufen werden unter
http://doku.iab.de/mittab/hinweise_mittab.pdf. Im IAB kann ein entsprechendes Merkblatt angefordert werden
(Tel.: 09 11/1 79 30 23, Fax: 09 11/1 79 59 99; E-Mail: ursula.wagner@iab.de).
Herausgeber
Jutta Allmendinger, Ph. D., Direktorin des IAB, Professorin für Soziologie, München (federführende Herausgeberin)
Dr. Friedrich Buttler, Professor, International Labour Office, Regionaldirektor für Europa und Zentralasien, Genf, ehem. Direktor des IAB
Dr. Wolfgang Franz, Professor für Volkswirtschaftslehre, Mannheim
Dr. Knut Gerlach, Professor für Politische Wirtschaftslehre und Arbeitsökonomie, Hannover
Florian Gerster, Vorstandsvorsitzender der Bundesanstalt für Arbeit
Dr. Christof Helberger, Professor für Volkswirtschaftslehre, TU Berlin
Dr. Reinhard Hujer, Professor für Statistik und Ökonometrie (Empirische Wirtschaftsforschung), Frankfurt/M.
Dr. Gerhard Kleinhenz, Professor für Volkswirtschaftslehre, Passau
Bernhard Jagoda, Präsident a.D. der Bundesanstalt für Arbeit
Dr. Dieter Sadowski, Professor für Betriebswirtschaftslehre, Trier
Begründer und frühere Mitherausgeber
Prof. Dr. Dieter Mertens, Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Karl Martin Bolte, Dr. Hans Büttner, Prof. Dr. Dr. Theodor Ellinger, Heinrich Franke, Prof. Dr. Harald Gerfin,
Prof. Dr. Hans Kettner, Prof. Dr. Karl-August Schäffer, Dr. h.c. Josef Stingl
Redaktion
Ulrike Kress, Gerd Peters, Ursula Wagner, in: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit (IAB),
90478 Nürnberg, Regensburger Str. 104, Telefon (09 11) 1 79 30 19, E-Mail: ulrike.kress@iab.de: (09 11) 1 79 30 16,
E-Mail: gerd.peters@iab.de: (09 11) 1 79 30 23, E-Mail: ursula.wagner@iab.de: Telefax (09 11) 1 79 59 99.
Rechte
Nachdruck, auch auszugsweise, nur mit Genehmigung der Redaktion und unter genauer Quellenangabe gestattet. Es ist ohne ausdrückliche Genehmigung
des Verlages nicht gestattet, fotografische Vervielfältigungen, Mikrofilme, Mikrofotos u.ä. von den Zeitschriftenheften, von einzelnen Beiträgen oder von
Teilen daraus herzustellen.
Herstellung
Satz und Druck: Tümmels Buchdruckerei und Verlag GmbH, Gundelfinger Straße 20, 90451 Nürnberg
Verlag
W. Kohlhammer GmbH, Postanschrift: 70549 Stuttgart: Lieferanschrift: Heßbrühlstraße 69, 70565 Stuttgart: Telefon 07 11/78 63-0;
Telefax 07 11/78 63-84 30: E-Mail: waltraud.metzger@kohlhammer.de, Postscheckkonto Stuttgart 163 30.
Girokonto Städtische Girokasse Stuttgart 2 022 309.
ISSN 0340-3254
Bezugsbedingungen
Die „Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ erscheinen viermal jährlich. Bezugspreis: Jahresabonnement 52,- €
inklusive Versandkosten: Einzelheft 14,- € zuzüglich Versandkosten. Für Studenten, Wehr- und Ersatzdienstleistende wird der Preis
um 20 % ermäßigt. Bestellungen durch den Buchhandel oder direkt beim Verlag. Abbestellungen sind nur bis 3 Monate vor Jahresende möglich.
Zitierweise:
MittAB = „Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ (ab 1970)
Mitt(IAB) = „Mitteilungen“ (1968 und 1969)
In den Jahren 1968 und 1969 erschienen die „Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ unter dem Titel
„Mitteilungen“, herausgegeben vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit.




2.1 Determinanten der Arbeitskräftewanderungen
2.2 Klassifizierung von Arbeitskräftewanderungen
3 Befristete Zuwanderung – Theorie und Praxis
3.1 Charakteristiken einer befristeten Zuwanderung
3.2 Interessentableau der beteiligten Akteure zur
befristeten Zuwanderung
3.2.1 Interessen des Aufnahmelandes
3.2.2 Interessen des Herkunftlandes
3.2.3 Abwägung der Interessen
3.3 Bilaterale Abkommen zu befristeten Arbeitskräfte-
wanderungen zwischen den Mitgliedsländern des
Europarates
3.3.1 Vorbemerkung
3.3.2 Bilaterale Vereinbarungen zu Gastarbeit-
nehmern
3.3.3 Bilaterale Vereinbarungen zu Saisonarbeit-
nehmern
3.3.4 Bilaterale Vereinbarungen zur Beschäftigung
von Werkvertragsarbeitnehmern
3.3.5 Die besondere Situation der Werkvertrags-
abkommen der Bundesrepublik Deutschland
mit den mittel- und osteuropäischen Staaten
3.3.6 Ausblick: Befristeter Aufenthalt zur
Erbringung einer Dienstleistung im Rahmen
der Abkommen der Welthandelsorganisation
(WTO)
4 Zusammenfassung und Folgerungen
Literaturverzeichnis
1 Hintergrund
Nach der Öffnung der Grenzen zu den mittel- und osteu-
ropäischen Staaten ergab sich eine neue Situation hinsichtlich
der Arbeitskräftewanderungen. Aufgrund der Unterschiede
im wirtschaftlichen Entwicklungsniveau, der Einkommens-
differenzen und der zu erwartenden Arbeitslosigkeit im Lau-
fe des Umstrukturierungsprozesses in den Transformations-
ländern entstand für die europäischen Industriestaaten von
Seiten der  mittel- und osteuropäischen Länder ein neuer und
erheblicher Wanderungsdruck. Die Grenzen können aber nicht
hermetisch abgeriegelt werden. Illegale Zuwanderung und
illegale Beschäftigung mit ihren unerwünschten Begleit-
erscheinungen können nicht verhindert werden. Deshalb, so
wird argumentiert, sollen legale Möglichkeiten geschaffen
werden, um befristete Zuwanderung (temporary migration)
von ausländischen Arbeitskräften zu erlauben (Council of
Europe 1993: 4; Kommission der Europäischen Gemein-
schaften 1994: 23). Die Möglichkeit einer zeitweisen Be-
schäftigung soll den Wanderungsdruck mindern und eine
Steuerung der Wanderungsströme ermöglichen. Zugleich könn-
te damit ein Beitrag zur Entwicklung der ost- und zentral-
Befristete Zuwanderung von ausländischen Arbeitnehmern
Dargestellt unter besonderer Berücksichtigung der Ost-West-Wanderungen
Heinz Werner*
Der Aufsatz gibt eine Übersicht zur Problematik der befristeten Zuwanderung von ausländischen Arbeitskräften. Den Schwer-
punkt bildet die Analyse der bilateralen Vereinbarungen zur Beschäftigung von Gastarbeitnehmern, deren Aufenthalt der Ver-
besserung der beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten dient, von Saisonarbeitskräften und von Werkvertragsarbeitnehmern, die
mit ihrer Firma im  Rahmen eines Projekts vorübergehend in ein anderes Land gehen. Wesentliche Ergebnisse und Folgerungen
sind:
Die meisten europäischen Länder haben verschiedene Türen für befristete Zuwanderung geöffnet in Form der Saisonbeschäfti-
gung, für Gastarbeitnehmer, für Werkvertragsarbeitnehmer oder für sonstwie zeitweilige Tätigkeiten. Bilaterale Vereinbarungen
zur Beschäftigung von Werkvertragsarbeitnehmern wurden vor allem von der Bundesrepublik Deutschland mit einer Reihe von
mittel- und osteuropäischen Staaten geschlossen. Durch die „Drehtür“ der befristeten Beschäftigung soll eine zeitweilige Tätig-
keit legal möglich und eine gewisse Kontrolle und Steuerung der Wanderungsbewegungen erreicht werden.
Ein erheblicher Wanderungsdruck Süd-Nord und Ost-West wird auch in Zukunft erhalten bleiben. Befristete Zuwanderung, so
wird argumentiert, könnte helfen, diesen Druck zwischen wirtschaftlich unterschiedlichen Volkswirtschaften zu verringern und
zugleich einen Beitrag zur Entwicklung der weniger entwickelten Volkswirtschaften zu leisten. Idealerweise sollten beide Sei-
ten, sowohl das Abwanderungsland wie das Aufnahmeland davon profitieren. Eine Gegenüberstellung der Interessen der betei-
ligten Akteure ergab nicht immer gleichgerichtete Interessenlagen bzw. zeigte, daß die Erwartungen oft zu hoch gesetzt sind.
Letzeres gilt insbesondere für den zu erwartenden Arbeitsmarktentlastungseffekt in den Herkunftsländern oder die Verwertbar-
keit von erworbenen Kenntnissen und Fähigkeiten nach der Rückkehr. Dagegen sind die Effekte aus den Kapitalüberweisungen
positiv zu bewerten in Hinblick auf  Zahlungsbilanz, Verbesserung der Einkommenssituation der Familie des Wanderarbeitneh-
mers oder das Investitionsniveau in den Herkunftsländern. Schwierigkeiten können bei den Aufnahmeländern auftreten, wenn
es zu Verdrängung von heimischen Arbeitskräften durch ausländische Arbeitnehmer kommt oder wenn befristete Zuwanderung
ein Eingangstor der illegalen Beschäftigung darstellt.
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Der Aufsatz ist eine überarbeitete Version eines Berichtes im Auftrag des
Europarates und dessen zuständiger Arbeitsgruppe „Europäischer Wande-
rungsausschuß“ (CDMG). Der Schwerpunkt liegt bei ausländischen Sai-
sonarbeitskräften, Werkvertragsarbeitnehmern und den Gastarbeitnehmern.
Viele der gemachten Aussagen haben jedoch auch für andere Formen der
zeitweiligen Zuwanderung von ausländischen Arbeitskräften Gültigkeit.
Der Bericht ist beim Europarat erschienen unter dem Titel „Temporary
migration for employment and training purposes and relevant international
agreements“, Strasbourg 1995, MG-R-MT (94) 5 final europäischen Länder geleistet werden. Über die zeitweilige
Beschäftigung in einem westlichen Land kann das Her-
kunftsland dringend benötigte Devisen und Kaufkraft erhal-
ten und berufliches Know-how durch die Beschäftigung im
Ausland erworben werden. Aber auch das Zuwanderungsland
kann Nutzen aus der kurzzeitigen Beschäftigung ziehen. 
Der Europarat befaßte sich auf seiner Ministerkonferenz 1991
in Wien ausführlich mit der Frage der befristeten Zuwande-
rung von ausländischen Arbeitskräften, vor allem aus Ost-
und Zentraleuropa. Es herrschte jedoch damals sehr viel Un-
sicherheit über die bereits bestehenden Möglichkeiten, das
Ausmaß und die Konsequenzen derartiger Zuwanderungen.
Deshalb wurde angeregt, eine Studie zu erstellen über die exi-
stierenden bilateralen Vereinbarungen zur befristeten Be-
schäftigung von ausländischen Arbeitnehmern. Neben einer
Auflistung der Vor- und Nachteile sollten die verschiedenen
Formen der zeitweiligen Zuwanderung eruiert und Vorschlä-
ge gemacht werden, wie z. B. bilaterale Abkommen zum best-
möglichen Nutzen aller  Beteiligten auszugestalten sind. Der
Verfasser wurde gebeten, hierzu einen Bericht zu erstellen
und diesen in der zuständigen Arbeitsgruppe des Europarates
zu diskutieren. Darauf beruht in großen Teilen der vorliegen-
de Aufsatz. Wo nötig, wurden auch Ergebnisse aus der Mi-
grationsforschung zur Beurteilung der möglichen Konse-
quenzen befristeter Zuwanderung herangezogen.  
Der Aufsatz beginnt mit einem kurzen Abriß zu den Deter-
minanten der Arbeitskräftewanderungen, um den Mechanis-
mus der Wanderungsprozesse aufzuzeigen. Anschließend
folgt eine Typologie der Wanderungsbewegungen, um das
Spektrum und Potential befristeter Zuwanderung abschätzen
zu können. Daran schließt sich eine Auflistung der Interessen
der beteiligten Akteure an einer befristeten Zuwanderung an,
einschließlich deren Vor- und Nachteile. Als nächstes folgt
eine Übersicht zu den bestehenden bilateralen Abkommen zur
befristeten Zuwanderung in Form der Saisonbeschäftigung,
der Werkvertragsarbeitnehmer und der Gastarbeitnehmer. Da
die Liberalisierung des Handels von Dienstleistungen im
Rahmen der Abkommen der Welthandelsorganisation (WTO)
zeitweilige Beschäftigung von ausländischen Arbeitskräften
unter bestimmten Bedingungen erlaubt, wird auch darauf
kurz eingegangen. Zum Schluß kommen die Zusammenfas-
sung und die Folgerungen.
2 Arbeitskräftewanderungen
2.1 Determinanten der Arbeitskräftewanderungen
Ein ökonomisch bedingtes Wanderungspotential entsteht,
wenn zwischen zwei Ländern unterschiedliche Entwick-
lungsniveaus und damit Einkommensunterschiede bestehen.
Wanderungsmotive lassen sich in sogenannte Zugfaktoren
(pull-factors) und Druckfaktoren (push-factors) einteilen.
Erstere sind wirksam, wenn mehr oder weniger große Ein-
kommensunterschiede bestehen und zugleich die Möglich-
keit einer Beschäftigung im potentiellen Zuwanderungsland
gegeben ist, d. h. Arbeitsplätze verfügbar sind. Letztere be-
stehen z. B. in mangelnden Beschäftigungsmöglichkeiten,
Arbeitslosigkeit, niedrigem Einkommen im Heimatland.
Liegen Zug- und Druckfaktoren zwischen zwei Ländern vor,
besteht prinzipiell ein Wanderungsdruck. Damit Wanderun-
gen tatsächlich erfolgen können, muß für die betreffenden
Arbeitnehmer Transparenz gegeben sein, die Zuwanderung
gesetzlich erlaubt sein (von illegalen Wanderungen sehen
wir ab) und es dürfen keine sonstigen Barrieren wie Spra-
che, kulturelle Unterschiede, große räumliche Distanz vor-
liegen.
Die meisten industrialisierten EG-Staaten betrieben bis An-
fang der 70er Jahre wegen ihres Arbeitskräftebedarfs eine
mehr oder weniger großzügige Politik in bezug auf die Her-
einnahme ausländischer Arbeitskräfte. Bei einer solchen Ein-
reise- und Beschäftigungspolitik des Aufnahmelandes, bei
starken Unterschieden im Entwicklungsstand und damit
großen Unterschieden der Verdienstmöglichkeiten zwischen
Aufnahme- und Herkunftsland, hält der Zustrom aus den we-
niger entwickelten Ländern an, ja er kann sogar eine sich
selbst verstärkende Tendenz aufweisen. Böhning nannte dies
„self-feeding process of migration“ (Böhning 1984: 68 ff.)
Diese sich selbstverstärkende Zuwanderung entstand aus
zweierlei Gründen: Bei Beginn der Zuwanderung nahmen die
Ausländer Arbeitsplätze ein, die für die Inländer von vorn-
herein nicht attraktiv genug waren. Nach einiger Zeit - bei
günstiger Wirtschaftslage – gelangten sie auf Arbeitsplätze,
die Inländer aus Status- oder Prestigegründen verließen. Da
es leicht war, ausländische Arbeitskräfte zu rekrutieren, rück-
ten neue nach, die Tätigkeiten übernahmen, die für die bereits
anwesenden Ausländer unattraktiv geworden waren (social-
ly undesirable jobs). Für die Inländer bot die Ausländerbe-
schäftigung damit verbesserte Möglichkeiten der vertikalen
Mobilität. Zum anderen entsteht eine sich selbst verstärken-
de Zuwanderung dadurch, daß ausländische Arbeitskräfte
ihre Familien, Freunde und Bekannte nachholen (chain mi-
gration). 
Ein Wanderungsdruck mit Zuwanderung wird solange gege-
ben sein, wie die erheblichen Lohnunterschiede zwischen
Aufnahme- und Herkunftsland fortbestehen. Dies ist im Prin-
zip auch für einen gesättigten Arbeitsmarkt im potentiellen
Aufnahmeland nicht auszuschließen, wie die gegenwärtige
Zuwanderung aus weniger entwickelten Ländern – Stichwort
Wirtschaftsflüchtlinge – beweist. 
Der Wanderungsdruck hängt nicht nur von den absoluten Ein-
kommensunterschieden zwischen Herkunfts- und Zielland
ab. Wird im Herkunftsland ein zwar niedriges, aber nach dor-
tigen Verhältnissen sozial akzeptables Einkommen erzielt,
welches zumindest ein Leben ohne Armut ermöglicht, dann
muß die Einkommensdifferenz erheblich sein, um zum Fort-
zug zu bewegen. Mit dem Phänomen des sozial akzeptablen
Einkommens lassen sich zum Beispiel die verringerten Ar-
beitskräftewanderungen zwischen den Ländern der EU er-
klären, obwohl zwischen ihnen seit 1968 die Freizügigkeit für
Arbeitnehmer gilt (Werner 1994b: 239) Mit der zunehmen-
den wirtschaftlichen Verflechtung, steigendem Handel und
zunehmender Industrialisierung ist der Wohlstand in allen
EU-Ländern gestiegen. Die Einkommensunterschiede sind
zwar immer noch erheblich, aber ein „sozial akzeptables Ein-
kommen“ wurde inzwischen in den meisten EU-Ländern er-
reicht. Weiterhin haben sich auch in den „peripheren“ Län-
dern der EU Regionen mit hohem Entwicklungsstand her-
ausgebildet – z. B. Norditalien – Süditalien. Migration findet
dann eher innerhalb des Landes statt. Durch diese eben ge-
nannten Entwicklungen wurde ein entscheidender internatio-
naler Wanderungsimpuls verringert. Ein Beispiel soll diesen
Sachverhalt illustrieren (Stalker 1994: 156): Die durch-
schnittlichen Lohnunterschiede zwischen den südlichen EU-
Ländern und den wirtschaftlich reicheren EU-Ländern liegen
etwa bei 1 zu 4. Trotzdem wandern verhältnismäßig wenig
Arbeitskräfte aus den Mittelmeerländern ab, obwohl es für sie
dank der Freizügigkeitsregelung formal leicht möglich wäre.
In anderen Teilen der Welt genügen derartige Relationen, um
massive Wanderungen hervorzurufen, wenn man damit der
wirtschaftlichen Not entgehen kann, zum Beispiel zwischen
Kolumbien und Venezuela bei durchschnittlichen Lohnunter-
schieden von 1 zu 3. Neben den Lohnunterschieden spielen
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dung eine wesentliche Rolle. Besteht Hoffnung auf wirt-
schaftliche Besserung, dann werden die gegenwärtigen, kurz-
fristigen (materiellen) Vorteile einer Abwanderung gegen die
erwarteten, sich bessernden Bedingungen abgewogen und der
Abwanderungsentschluß womöglich nicht getroffen.
Die eben gemachten Bemerkungen haben auch im Kontext
der Ost-West Wanderungen Bedeutung. Aufgrund der zur
Zeit noch bestehenden erheblichen Lohnunterschiede ist von
einem großen Wanderungspotential auszugehen. Wenn je-
doch der Umstrukturierungsprozeß weiter in Gang kommt
und die Löhne sich auf ein „sozial akzeptables Einkommen“
hin bewegen, dann wird dadurch der Wanderungsdruck ver-
ringert. 
Ist der Mobilitätsprozeß in Gang gekommen, dann bestimmen
die sog. Netzwerke die Höhe und Richtung der Migration
(Gurak 1992: 150 ff. und Castles/Miller 1994: 23). Auch
wenn jede Migrationsbewegung ihre charakteristischen Mu-
ster aufweist, gibt es bestimmte Prinzipien, nach denen die
Wanderungsbewegungen ablaufen. So beginnen zum Bei-
spiel die meisten Abwanderungen durch männliche Arbeits-
kräfte im jüngeren und mittleren Alter. Sie wollen genügend
Geld verdienen, um später, nach der Rückkehr ins Heimat-
land, wirtschaftlich Fuß fassen zu können, um Land zu kau-
fen, ein Haus zu bauen oder um ein Unternehmen zu gründen.
Ein Teil dieser „Erstmigranten“ kehrt tatsächlich zurück.
Aber andere bleiben, holen Familie und Freunde nach. So-
ziale Netzwerke zwischen Alt- und Neuzuwanderern entste-
hen. Für die Neuzuwanderer bilden sie eine Art Brückenkopf,
der ihnen Informationen über das Aufnahmeland, zu Woh-
nung, Beschäftigung usw. bietet und das Fußfassen erleich-
tert. Das Vorhandensein derartiger Netzwerke erklärt, warum
ein angefangener Wanderungsprozeß seine eigene weitere
Dynamik entwickelt und warum bestimmte Länder bevorzugt
werden. So geht z. B. der überwiegende Teil der Nordafrika-
ner nach Frankreich, die Türken bevorzugen Deutschland. 
Der Migrationsprozeß kann verkürzt in einem Vier-Stufen-
Modell dargestellt werden (Castles/Miller 1994: 25 f.):
(1) Befristet geplante Zuwanderung: Zuerst kommen auslän-
dische Arbeitskräfte in jüngerem bis mittlerem Alter. Ein
Großteil des Verdienstes wird in das Herkunftsland überwie-
sen. Die kulturelle Orientierung am Herkunftsland bleibt be-
stehen.
(2) Verlängerung des Aufenthalts: Entwicklung von sozialen
Netzwerken, die sich aus Zuwanderern der gleichen Her-
kunftsregion zusammensetzen und sich gegenseitig Informa-
tion und Unterstützung geben. 
(3) Familienzusammenführung bzw. Familienbildung: Ein-
stellen auf längerfristigen Aufenthalt. Zunehmende Orientie-
rung am Lebensstil des Aufnahmelandes. Gleichzeitig ent-
stehen ethnische Gemeinschaften mit eigenen Einrichtungen
wie Vereinigungen, Läden, Cafés, Agenturen, Berufen. 
(4) Niederlassung auf Dauer: Die Integrationspolitik und die
Haltung der einheimischen Bevölkerung bestimmen das In-
tegrationsergebnis, ein gesicherter rechtlicher Aufenthalts-
status führt schließlich zur Einbürgerung. Die legale Gleich-
stellung ist eine Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche In-
tegration. Andernfalls besteht die Gefahr der politischen Aus-
grenzung, der sozio-ökonomischen Segregation und der
Ghettoisierung der Zuwanderer. 
Dieses eben beschriebene Ablaufmodell des Migrationspro-
zesses trifft für die großen Wanderungsbewegungen nach dem
zweiten Weltkrieg zwischen dem Mittelmeerraum und den
westeuropäischen Industriestaaten zu. Sein Automatismus
gilt weniger, zum Beispiel, für die Flüchtlingsbewegungen
oder für die zeitweilige Zuwanderung von hochqualifizierten
Arbeitskräften. Dieses Migrationsmodell hat allerdings auch
für diese Personengruppen analytischen Wert, da deren Zu-
wanderung oft den Anfang des Migrationsprozesses darstellt,
der schließlich zur Bildung von Familien und dem Entstehen
von ethnischen Gemeinschaften führt. 
Die Diskussion um die längerfristigen Effekte der Immigra-
tion auf die Gesellschaft des Aufnahmelandes konzentriert
sich auf die vierte Stufe: Niederlassung auf Dauer. Wie be-
reits erwähnt, kann das Ergebnis auf dieser Stufe sehr unter-
schiedlich ausfallen: Integration in die Gesellschaft des Auf-
nahmelandes oder Segregation von Zugewanderten mit den
unerwünschten Effekten wie Ghettobildung oder kriminellen
Aktivitäten. 
Insbesondere das unsichere Ergebnis der letzten Stufe des
eben beschriebenen Migrationsmodells und die Verschlech-
terung der Arbeitsmarktsituation läßt die westeuropäischen
Länder zögern, neue Zuwanderungen in größerem Umfang
zuzulassen (Kommission der Europäischen Gemeinschaften
1994: 4). Eine befristete Hereinnahme dagegen würde die
langfristigen Effekte ausschließen, die Befristung könnte den
Bedürfnissen des Arbeitsmarktes angepaßt und so ausgestal-
tet werden, daß sie für alle Beteiligten – den ausländischen
Arbeitnehmer, das Herkunftsland und das Aufnahmeland –
von Nutzen ist. Auf diese Aspekte wird später eingegangen.
Zunächst wird eine Klassifizierung der Arbeitskräftewande-
rungen vorgestellt, um das Spektrum der befristeten Zuwan-
derung abschätzen zu können.
2.2 Klassifizierung von Arbeitskräftewanderungen
Es gibt viele Möglichkeiten, Arbeitskräftewanderungen zu
klassifizieren (Salt 1995: 8). Eine Möglichkeit ist z. B. nach
den Zielen des Zuwanderungs- und Abwanderungslandes zu
klassifizieren, oder nach den Absichten der Migranten selbst.
Hierbei ergeben sich aber Abgrenzungsschwierigkeiten, weil
sich  die Ziele oder Absichten ändern können und z. B. ein ur-
sprünglich befristet geplanter Aufenthalt in einen Dauerauf-
enthalt übergehen kann. 
Im folgenden wird die Klassifizierung der UN-Organisatio-
nen dargestellt (ILO/IOM/UNHCR 1994: 3ff.), die sich an In-
halt und Form der Wanderungen ausrichtet. 
Bildungswanderungen (migration for education): Dies sind
genau genommen keine Arbeitskräftewanderungen, sollen
aber hier erwähnt werden, da das Ziel schließlich ein wirt-
schaftliches ist. Hierher gehören internationale Austausche
von Lehrpersonal oder Studium im Ausland.
Wanderungen zur Verbesserung der beruflichen Bildung (mi-
gration for training): Praktikanten oder bereits berufserfahre-
ne Kräfte (sog. Gastarbeitnehmer) bleiben für einige Zeit im
anderen Land, um dessen weiter entwickelte Technologie,
Produktion oder Marketingverfahren kennenzulernen und
nach der Rückkehr davon zu profitieren. 
Wanderungen von Hochqualifizierten und Spezialisten (mi-
gration for professional and business purposes): Hierbei han-
delt es sich meist um hochqualifizierte Arbeitskräfte oder
Spezialisten, deren Qualifikation zwischenstaatlich gefragt
und auch übertragbar ist. Viele aus dieser Gruppe sind Ma-
nager oder technische Fachleute, die von international ope-
rierenden Unternehmen für eine bestimmte Zeit entsandt wer-
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und Spezialisten sind ein Phänomen, das weltweit beobach-
tet werden kann (Findlay 1993: 149 ff.). Sie sind Ausfluß der
Globalisierung der Produktion. Gesellschaftlich gesehen und
im Vergleich zu den „typischen“ ausländischen Arbeitskräf-
ten stellt diese Gruppe eine „unsichtbare“, von der Öffent-
lichkeit kaum wahrgenommene Form der Wanderungen dar.
Sie gehören zur gehobenen Mittelklasse; in vieler Hinsicht
sind es Weltbürger (international citizens). Die meisten Län-
der stellen der Beschäftigung dieser Fachleute keine Hinder-
nisse in den Weg (Salt 1993: 10; Groenendijk/Hampsink
1994: 94; Findlay 1995: 521).
Wanderungen von Vertragsarbeitnehmern (contract migra-
tion): Vertragsarbeitnehmer sind meist gering qualifizierte
ausländische Arbeitskräfte, die für eine bestimmte Zeit zur
Beschäftigung in einem anderen Land zugelassen werden. Im
einzelnen handelt es sich um folgende Formen:
• Wanderungen von Vertragsarbeitnehmern im großen Stil er-
gaben sich in Europa in den 60er und 70er Jahren. Die soge-
nannten „Gastarbeitnehmer“ wurden in den expandierenden
Industrien der west- und mitteleuropäischen Industrieländer
gebraucht. Ihre Arbeitserlaubnis war befristet, konnte aber
verlängert werden. Mit der Zeit verfestigte sich ihr rechtlicher
Status zu einem Daueraufenthaltsrecht für sie und die nach-
geholte Familie. Inzwischen leben ca. 17 Millionen Auslän-
der in Westeuropa – die inzwischen Eingebürgerten nicht mit-
gerechnet. 
• Saisonarbeitnehmer stellen eine Unterform der ausländi-
schen Vertragsarbeitnehmer dar. Ausländische Saisonarbeits-
kräfte werden während jahreszeitlich abhängigen Bedarfs-
spitzen beschäftigt, z. B. im Tourismusgewerbe oder in der
Landwirtschaft. 
• Eine weitere Form ausländischer Vertragsarbeitnehmer stel-
len die sog. Werkvertragsarbeitnehmer dar. Innerhalb eines
Projektes ihrer Firma sind sie für eine festgelegte Zeit in
einem anderen Land beschäftigt – z. B. innerhalb eines Bau-
vorhabens. Sie bleiben also Arbeitnehmer ihrer Firma. Anlaß
zu Unstimmigkeiten gibt in solchen Fällen oft die Bezahlung.
Werden die ausländischen Werkvertragsarbeitnehmer nach
den erheblich niedrigeren Löhnen des Herkunftslandes be-
zahlt, entsteht ein als ungerecht empfundener Verdrängungs-
wettbewerb zwischen einheimischen und ausländischen Ar-
beitnehmern, bzw. zwischen Unternehmen, die diese billige-
ren Arbeitskräfte beschäftigen können und denjenigen, die
nicht zum Zuge kommen. 
Niederlassung auf Dauer (migration for settlement): Hierher
gehört die Zuwanderung mit dem Ziel der dauernden Nieder-
lassung, wie sie für typische Einwanderungsländer, z. B.
USA, Australien oder Kanada, charakteristisch ist. In diese
Kategorie gehört auch die Einwanderung der Aussiedler nach
Deutschland, denen nach der Einreise die deutsche Staats-
bürgerschaft zuerkannt wird und die eine Reihe von Einglie-
derungshilfen erhalten.
Illegale Zuwanderung (illegal migration): Dies betrifft den
illegalen (unerlaubten) Zugang oder Aufenthalt oder die
illegale Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit. Die ille-
gale Beschäftigung erfolgt meistens über früheren legalen Zu-
gang – über ein Touristenvisum oder eine befristete Arbeits-
erlaubnis (Salt 1993: 10). Nach Ablauf der Erlaubnis bleibt
der ausländische Bürger im Land und arbeitet illegal – meist
unter schlechten Arbeitsbedingungen und bei schlechter Be-
zahlung. Nach Schätzungen des Internationalen Arbeitsamtes
lebten Anfang der 90er Jahre etwa 3 Millionen Illegale in
Westeuropa (Stalker 1994: 146).
Asylbewerber und Flüchtlinge (asylum seekers and refugees):
Hierunter fallen Menschen, die persönlicher Gefahr aufgrund
ihrer politischen Verfolgung entgehen wollen. Viele entflie-
hen jedoch der Armut und beantragen Asyl, ohne daß eine po-
litische Verfolgung vorliegt. 
3 Befristete Zuwanderung – Theorie und Praxis 
3.1 Charakteristiken einer befristeten Zuwanderung 
Wie fügt sich nun die befristete Wanderung in das eben be-
schriebene Klassifizierungsschema ein? Zuerst läßt sich fest-
stellen, daß es in der Migrationsliteratur keine einheitliche
Definition von „befristet“ (temporary) gibt. Zweitens kann
zeitweilige Zuwanderung bei den meisten der eben genann-
ten Wanderungskategorien auftreten.1 Drittens kann die Dau-
er des befristeten Aufenthalts je nach Wanderungskategorie
erheblich variieren. Eine Trennung zwischen befristet/zeit-
weilig und dauerhaft ist oft nicht möglich, da sich aus einem
ursprünglich befristeten Aufenthalt eine Niederlassung auf
Dauer ergeben kann.
Kennzeichen einer befristeten Arbeitskräftemigration ist, daß
diese Beschäftigung zeitlich begrenzt ist und daß sie nicht als
erster Schritt für einen längeren oder Daueraufenthalt konzi-
piert ist. Dies impliziert: (1) Der ausländische Arbeitnehmer
erhält nur einen befristeten Arbeitsvertrag, in dem die aus-
zuübende Tätigkeit und der Arbeitgeber festgelegt sind. Das
bedeutet, daß der ausländische Arbeitnehmer nicht frei Ar-
beitgeber, Tätigkeit oder Region wechseln kann. (2) Der aus-
ländische Arbeitnehmer muß nach Auslaufen des Vertrages
das Land verlassen. (3) Ein Familiennachzug ist für die Dau-
er des Aufenthaltes in der Regel nicht vorgesehen. 
In der Praxis gibt es folgende Arten der befristeten Arbeits-
erlaubnisse:
(1) Im Rahmen des jeweiligen Ausländerrechts gibt es i. d. R.
eine auf ein Jahr befristete Arbeitserlaubnis für neu eingerei-
ste ausländische Arbeitnehmer. Sie wird meist nur an Perso-
nen vergeben, deren Beschäftigung im Interesse des Aufnah-
melandes liegt (z. B. Fach- und Führungskräfte) und deren
Beschäftigung mit der Arbeitsmarktlage vereinbar ist (OECD
1994b: 3).
(2) Grenzarbeitnehmer behalten ihren Wohnsitz im Grenzge-
biet des Nachbarlandes und kehren täglich oder mindestens
einmal wöchentlich in das Wohnsitzland zurück. Die Familie
bleibt ebenfalls im Nachbarland. Arbeitserlaubnisse für Grenz-
arbeitnehmer werden oft nur befristet, wenn auch mit Ver-
längerungsmöglichkeit, erteilt.
(3) Saisonarbeitskräfte arbeiten in saisonabhängigen Tätig-
keiten, die nur während eines Teils des Jahres ausgeübt wer-
den. Ihr Arbeitsvertrag ist befristet (weniger als eine Jahr) und
bezieht sich auf eine bestimmte Tätigkeit.
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1 So meint z. B. John Salt (Salt 1995, S. 8), daß ein großer Teil der gegen-
wärtigen Wanderungen von Arbeitskräften zeitweiliger Natur ist und qua-
lifikationsmäßig polarisiert ist. An einem  Ende stehen die gering und
schlecht bezahlten Arbeitskräfte, die im Haushalt, in der Landwirtschaft, im
Baugewerbe, in der Industrie oder in Dienstleistungen wie Hotel- und Gast-
stätten, Tourismus, Reinigungsgewerbe arbeiten. Am anderen Ende der
Qualifikationsskala stehen Fach- und Führungskräfte, die für multinational
operierende Unternehmen tätig sind. Daneben ließe sich noch eine dritte he-
terogene Gruppe aufführen, die eine befristete Arbeitsmöglichkeit erhalten
kann wie Studenten, Praktikanten, Asylbewerber.(4) Werkvertragsarbeitnehmer sind ausländische Arbeitskräf-
te, die mit ihrem heimischen Unternehmen in ein anderes
Land gehen und dort innerhalb eines bestimmten Projekts
(z. B. eines Bauauftrags) ihres Arbeitgebers für eine festge-
legte Zeit tätig sind. Der Arbeitsvertrag besteht also zwischen
dem ausländischen Arbeitgeber und seinen heimischen Ar-
beitskräften. 
(5) Gastarbeitnehmer sind ausländische Arbeitskräfte, die für
eine festgelegte Zeit in das Aufnahmeland zugelassen wer-
den, um dort ihre beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten,
einschließlich Sprache, zu verbessern. Die erworbenen Qua-
lifikationen sollen sie nach der Rückkehr in ihr Heimatland
nutzbringend verwenden können. 
3.2 Interessentableau der beteiligten Akteure zur befristeten
Zuwanderung
Im folgenden werden die jeweiligen Interessen der an der be-
fristeten Arbeitskräftewanderung beteiligten Akteure aufge-
listet. Dies ist nützlich, um zu sehen, ob es gemeinsame oder
divergierende Ziele gibt. Dann kann eine Abwägung der In-
teressen erfolgen und es können Vorschläge gemacht werden,
wie befristete Zuwanderung zum größtmöglichen Nutzen al-
ler Beteiligten ausgestaltet werden kann.  
3.2.1 Interessen des Aufnahmelandes
(1) Beseitigung von Arbeitskräfteengpässen: Zur Deckung
des Arbeitskräftebedarfs wird auf ein Arbeitskräftereservoir
in anderen Ländern zurückgegriffen. Die Arbeitsmarktun-
gleichgewichte auf dem heimischen Arbeitsmarkt können
konjunktureller, sektoraler (z. B. Bauwirtschaft), qualifikato-
rischer (z. B. Krankenschwestern) oder saisonaler Natur
(Tourismus, Landwirtschaft) sein. Die Zahl der Arbeitskräfte
und die gewünschten Qualifikationen können flexibel den Ar-
beitsmarkterfordernissen angepaßt werden. Neu hereinkom-
mende ausländische Arbeitskräfte sind z. B. regional mobi-
ler, da sie ja keinen Wohnsitz im Inland haben.
(2) Verringerung der Arbeitskosten: Durch die vorüberge-
hende Beschäftigung von billigeren oder besser qualifizierten
Arbeitskräften kann die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men und der Gesamtwirtschaft gesteigert werden. Bei den
Werkarbeitnehmern sind z. B. im Vergleich zu den heimi-
schen Arbeitskräften die Gesamtlohnkosten i. d. R. niedriger,
da die Sozialbeiträge vom ausländischen Unternehmen ge-
tragen werden. Unter dem Gesichtspunkt der Sozialverträg-
lichkeit sollte allerdings beachtet werden, daß in etwa tarifli-
cher oder ortsüblicher Lohn gezahlt wird, um zu vermeiden,
daß heimische Arbeitskräfte verdrängt werden.
(3) Anpassung an die jeweilige Arbeitsmarktsituation (Ar-
beitsmarktverträglichkeit): Die befristete Beschäftigung von
ausländischen Arbeitnehmern kann flexibel in Höhe und
Struktur der jeweiligen Arbeitsmarktsituation angepaßt wer-
den. Diese Anpassung kann geschehen über eine vorausge-
hende Arbeitsmarktprüfung durch die Arbeitsverwaltung,
nämlich ob für die betreffende offene Stelle eine einheimi-
sche Arbeitskraft gefunden werden kann oder nicht, über die
Veränderung der Zugangsbedingungen generell, oder über
Änderung von Kontingenten. Die Zulassungskontingente
können z. B. an bestimmte Arbeitsmarktindikatoren, wie die
regionale Arbeitslosenquote, gebunden werden. Auf diese
Weise kann in gewissem Rahmen Arbeitsmarktverträglich-
keit erreicht werden. Die Verdrängung von heimischen Ar-
beitnehmern durch ausländische Arbeitskräfte ist nicht er-
wünscht, da dies zu Gegenreaktionen der Bevölkerung oder
Gewerkschaften führt oder jener Unternehmen, die keine aus-
ländischen Arbeitskräfte beschäftigen können. Durch diese
Prüfung auf „Arbeitsmarktverträglichkeit“ kann die Konkur-
renz mit heimischen Arbeitskräften um Arbeitsplätze gering
gehalten werden. Wegen der befristeten Tätigkeit wären al-
lerdings eventuelle Substitutionseffekte zwischen ausländi-
schen und einheimischen Arbeitskräften zeitlich begrenzbar.  
(4) Gleicher Zugang bei der Beschäftigung von Wanderar-
beitnehmern: Zwischen den Unternehmen sollte gleicher Zu-
gang zur Beschäftigung von ausländischen Arbeitnehmern
gegeben sein. Ansonsten können sich Konflikte ergeben zwi-
schen Unternehmen, die (billigere) ausländische Arbeitskräf-
te einstellen können und solchen, die dies nicht können. 
(5) Verringerung der illegalen Zuwanderung: Da die Gren-
zen nicht hermetisch geschlossen werden können, läßt sich
bei hohem Wanderungsdruck illegale Zuwanderung nicht
vermeiden. Illegale Zuwanderung ist i. d. R. verbunden mit
einer Ausbeutung des ausländischen Arbeitnehmers und des-
sen gesellschaftlicher Ausgrenzung sowie mit unlauterem
Wettbewerb gegenüber einheimischen Arbeitskräften. Durch
die verschiedenen Formen der befristeten Zuwanderung kann
illegale Beschäftigung mit ihren unerwünschten Begleiter-
scheinungen reduziert werden, und ein legales Ventil zur Ka-
nalisierung und Milderung des Wanderungsdrucks im poten-
tiellen Auswanderungsland geschaffen werden. 
(6) Vermeidung sozialer Folgekosten der Zuwanderung: Das
Aufnahmeland, bzw. die dort ansässigen Unternehmen ziehen
den Nutzen aus der Arbeitsleistung des ausländischen Ar-
beitnehmers, ohne daß soziale Folgekosten für Unternehmen
oder Gesellschaft des Aufnahmelandes anfallen. Derartige
Folgekosten entstehen z. B. dann, wenn die Familie nach-
zieht. In diesem Fall kann z. B. in den Augen der heimischen
Bevölkerung das Sozialsystem überlastet werden, wenn Kin-
dergeld, Arbeitslosenunterstützung oder sozialer Wohnungs-
bau in Anspruch genommen werden oder das Bildungswesen
kann durch die Aufnahme von ausländischen Schülern über-
fordert werden. Wegen der Befristung des Aufenthalts treten
kaum derartige sozialen Folgekosten auf, wie dies bei einem
Daueraufenthalt mit Familiennachzug der Fall sein kann. 
(7) Unterstützung des Umstrukturierungs- und Entwick-
lungsprozesses in den Herkunftsländern: Durch die Mög-
lichkeit einer befristeten Beschäftigung kann der Umstruktu-
rierungsprozeß in den Herkunftsländern, z. B. den Transfor-
mationsländern, unterstützt werden. Die Erleichterung der
Umstrukturierung ist auch im Interesse der westeuropäischen
Länder, denen an politischer Stabilität und einer Verringerung
des Wanderungsdruckes gelegen ist (siehe auch folgenden
Abschnitt). 
3.2.2 Interessen des Herkunftslandes 
(1) Verringerung der Arbeitslosigkeit: Im Laufe von Um-
strukturierungsprozessen, z. B. von der gelenkten Wirtschaft
zur Marktwirtschaft, entsteht hohe Arbeitslosigkeit. Es stehen
nicht genügend Mittel zur Verfügung, um eine ausreichende
soziale Abfederung bei Arbeitslosigkeit zu gewährleisten.
Durch die zeitweise Abwanderung kann die angespannte Ar-
beitsmarktsituation zumindest teilweise erleichtert werden.
Das im  Ausland erzielte Einkommen und die erworbenen
Kenntnisse können auch zur Gründung einer selbständigen
Existenz nach der Rückkehr verwendet werden. Letztere
Möglichkeit könnte zusätzlich gefördert werden, z. B. in
Form von Beratung, verbilligten Darlehen oder Steuerer-
leichterungen. 
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Das Heimatland ist daran interessiert, daß seine Wanderar-
beitnehmer Kenntnisse im Beschäftigungsland erlernen, die
nach der Rückkehr verwertbar sind. Hierzu zählen u. a. pro-
duktionstechnisches Know-how,  kundenorientiertes Verhal-
ten bei Verkauf und Marketing, Umgang mit Menschen aus
einem anderen Kulturkreis und Sprachkenntnisse. Die Trans-
formationsländer hatten eine Wirtschaftsstruktur, die sich
nicht aus den Wettbewerbsbeziehungen eines Marktes ent-
wickelt hat. Güterpalette, Herstellungsverfahren, Qualitäts-
anforderungen und Absatz waren im Vergleich zu den Markt-
wirtschaften verschieden. Der Erwerb von beruflichen Fähig-
keiten und Fertigkeiten kann eine wichtige Rolle spielen,
wenn bereits feststeht, wohin die anschließende Rückkehr er-
folgt. Beispiele sind spätere Tätigkeiten in Niederlassungen
von Unternehmen des zeitweiligen Beschäftigungslandes
oder Tätigkeiten, für die der Auslandsaufenthalt beruflich be-
reichernd wirkt (z. B. Gastronomie, Mode, Kunst) oder eine
selbständige Tätigkeit nach der Rückkehr, wobei die ge-
machten Erfahrungen für die Ausübung der selbständigen
Tätigkeit vorteilhaft sind und nützliche Geschäftsbeziehun-
gen geknüpft werden konnten.
(3) Kapitalüberweisungen: Für die wirtschaftliche Entwick-
lung sind Devisen zum Kauf von  Gütern zur eigenen Indu-
strialisierung notwendig. Durch die Transfers der Verdienste
können die Devisenzuflüsse gestärkt werden. Allerdings
kommt es auch darauf an, wie die Verdienste verwendet wer-
den. Welche Güter werden gekauft, heimische Güter oder im-
portierte? Handelt es sich um Konsumgüter oder Investiti-
onsgüter?
(4) Unterstützung des Umstrukturierungs- und Entwick-
lungsprozesses in den Herkunftsländern (siehe auch die eben
genannten Punkte): Eine befristete Beschäftigung im  Aus-
land verringert die zu hohe Arbeitslosigkeit und gibt dem
Wanderarbeitnehmer die Möglichkeit, ein höheres Einkom-
men zu erzielen. Durch den Transfer der Verdienste kann die
wirtschaftliche Entwicklung des Herkunftslandes gefördert
werden, je nachdem ob das transferierte Kapital konsumptiv
oder investiv verwendet wird. Weiterhin, so wird argumen-
tiert, können die im Beschäftigungsland erworbenen Kennt-
nisse und Fertigkeiten nach der Rückkehr nutzbringend ver-
wendet werden.
(5) Kontrollierte Abwanderung: Das Herkunftsland wird dar-
an interessiert sein, eine Kontrolle über die zeitweilige Ab-
wanderung seiner Staatsangehörigen zu behalten. Dies ist am
besten möglich, wenn eine Kooperation mit dem Zielland er-
folgt z. B. in Form von bilateralen Vereinbarungen. Art und
Höhe der Abwanderung tangieren aus zwei Gründen die In-
teressen des Herkunftslandes. Einmal muß für die Wanderar-
beitnehmer ein sozialer Mindestschutz gewährleistet sein.
Dies kann durch bilaterale Vereinbarungen oder der Anwen-
dung von internationalen Normen geschehen, in denen die
Bedingungen der Beschäftigung festgelegt sind, z. B. Gleich-
behandlung zwischen In- und Ausländern im Hinblick auf
Löhne, Arbeitszeiten und sonstige Arbeitsbedingungen. Zum
anderen soll eine Mitsprache bei der Auswahl der Arbeits-
kräfte erhalten bleiben, um zu verhindern, daß nur die gut qua-
lifizierten Arbeitskräfte abwandern. 
(6) Planungssicherheit: Aus Gründen der Planungssicherheit
ist das potentielle Herkunftsland an längerfristigen Vereinba-
rungen ohne komplizierte Klauseln und Regeln interessiert.
Das Aufnahmeland hingegen wird ein Verfahren vorziehen,
welches auf sich verändernde Arbeitsmarktsituationen rea-
gieren kann, z. B. wenn die regionale Arbeitslosigkeit eine
bestimmte Quote überschreitet, soll die Zuwanderung ge-
drosselt werden können.
(7) Sozialer Schutz vor Ausbeutung: Der Wanderarbeitneh-
mer braucht sozialen Schutz und Schutz vor Ausbeutung, da
er sich in einer schwachen Position befindet. Entlohnung weit
unter dem ortsüblichen Lohnniveau, schlechtere oder risiko-
reichere Arbeitsbedingungen im Vergleich zu einheimischen
Arbeitskräften, überlange Arbeitszeiten, fehlende soziale Si-
cherheit usw. sollten nicht zugelassen werden. Allerdings tre-
ten letztere Aspekte bei einem befristeten Aufenthalt häufig
in den Hintergrund, da ein möglichst hohes Einkommen in der
verfügbaren Zeit erzielt werden soll.
3.2.3 Abwägung der Interessen 
Nach der Darstellung der Interessen der verschiedenen Ak-
teure läßt sich feststellen, daß den Vorteilen einer befristeten
Beschäftigung von ausländischen Arbeitskräften auch ge-
wichtige Nachteile gegenüberstehen und daß auch Interes-
sengegensätze auftreten. 
(1) Kostenaspekte: Durch die Beschäftigung von billigeren
oder besser qualifizierten Arbeitskräften kann bei sonst glei-
chen Bedingungen die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men oder der Volkswirtschaft verbessert werden. Allerdings
ist mittel- und langfristig eine alleinige Orientierung an der
Kostenreduktion nicht die richtige Strategie (Rürup/Sessel-
meier 1995: 94). Weiterhin fallen – aufgrund des Rotations-
prinzips – im Aufnahmeland zwar die sozialen Folgekosten
nicht an, wie dies hinsichtlich Arbeitslosigkeit und Dauer-
aufenthalt mit Familiennachzug der Fall sein würde, es ent-
stehen jedoch immer wieder Anlernkosten, wenn nach Ablauf
der Frist eingearbeitete Kräfte gehen und dafür neue herein-
kommen. Je kürzer die Befristung, desto niedriger werden die
Unternehmen die Einarbeitungskosten halten. Niedrige Ein-
arbeitungskosten gibt es aber nur dann, wenn entweder die
ausländischen Arbeitskräfte bereits auf die geforderte Tätig-
keit spezialisiert sind oder wenn es sich um einfache, gering
qualifizierte Tätigkeiten handelt. Diese erfordern eine nur
kurze Einarbeitung und damit geringe Kosten. Allerdings
bleibt in diesem Fall auch ein eventuell beabsichtigter Be-
rufsbildungseffekt für den ausländischen Arbeitnehmer rela-
tiv gering. Hier können sich Interessengegensätze ergeben
zwischen dem, was der ausländische Arbeitnehmer bzw. des-
sen Herkunftsland will, und dem, was die Arbeitgeber bzw.
das Aufnahmeland wollen.
(2) Arbeitsmarktverträglichkeit: Die Hereinnahme von aus-
ländischen Arbeitskräften muß arbeitsmarktverträglich ge-
staltet werden. Dies bedeutet, daß in etwa ortsüblicher Lohn
gezahlt wird und keine heimischen Arbeitskräfte verdrängt
werden. Aus einer Reihe von Gründen ist es schwierig zu
überprüfen, welcher Lohn tatsächlich gezahlt wird. Da die
Lohnunterschiede zwischen Herkunfts- und Zielland i. d. R.
erheblich sind und der Wanderarbeitnehmer sich in einer un-
sicheren Situation befindet, ist er/sie vielfach bereit, auch un-
terhalb des ortsüblichen Lohnes zu arbeiten. Wichtig ist für
den Wanderarbeitnehmer, eine im Vergleich zu seinem Her-
kunftsland besser bezahlte Tätigkeit zu haben. Dieser letzt-
endlich akzeptierte Lohn kann im Beschäftigungsland weit
unterhalb des tariflichen oder ortsüblichen Lohnes liegen. Die
Gefahr von Lohndumping und unlauterem Wettbewerb zwi-
schen Firmen, die derartige Arbeitskräfte beschäftigen, bzw.
jenen, die dies nicht können, ist die Folge. Weiterhin kann sich
leicht eine Konkurrenz zu heimischen Arbeitskräften ergeben
mit der Gefahr deren Verdrängung (Rürup/Sesselmeier 1995:
95). Diese Gefahr ist besonders groß in Rezessionszeiten mit
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erhöhten Wettbewerbsdrucks  und des gesunkenen Absatzes
versuchen, zu rationalisieren und Kosten zu sparen. Sie wer-
den dies auch mit billigeren Kontraktarbeitskräften tun, so-
fern diese Möglichkeit besteht. 
(3) Gleicher Zugang bei der Beschäftigung von Wanderar-
beitnehmern: Zwischen den Unternehmen sollte gleicher Zu-
gang zur Beschäftigung von ausländischen Arbeitnehmern
gegeben sein. Ansonsten können sich Konflikte ergeben zwi-
schen Unternehmen, die (billigere) ausländische Arbeitskräf-
te einstellen können und solchen, die dies nicht können. Sol-
che Konflikte bestehen nicht selten zwischen größeren, flexi-
bel und überregional operierenden Betrieben und kleineren,
mit nur lokalem Aktionsradius.  
(4) Illegale Beschäftigung: Nach einer Einarbeitungszeit ist
der ausländische Arbeitnehmer in den Produktionsprozeß in-
tegriert und mit den Anforderungen des Arbeitsplatzes ver-
traut. Danach läuft sein befristeter Aufenthalt ab. Dem Ar-
beitgeber ist nicht daran gelegen, eingearbeitete Kräfte gehen
zu lassen und diese durch neue zu ersetzen, die ihrerseits wie-
der eingearbeitet werden müssen. Dies braucht Zeit und ver-
ursacht Kosten. Deshalb wird von seiten der Unternehmer
Druck entstehen, die bisherigen eingearbeiteten Arbeitskräf-
te weiter beschäftigen zu können, u. U. illegal. Die befristete
Beschäftigung kann eine Art Brückenkopffunktion für ille-
gale Beschäftigung bilden: Die großen Einkommensunter-
schiede zwischen Herkunfts- und Zielland werden bewußt
und Kontakte für Beschäftigungsmöglichkeiten entstehen. Da
die Grenzen  nicht hermetisch abgeriegelt werden können und
eine lückenlose Kontrolle der Beschäftigung nicht möglich
ist, kann aus einem befristeten Aufenthalt illegale Beschäfti-
gung entstehen. 
(5) Verringerung der Arbeitslosigkeit im Herkunftsland: Vor
übergroßen Erwartungen ist zu warnen. Erstens wird bei der
gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage in den westlichen Indu-
strieländern wenig Bereitschaft bestehen, ausländische Ar-
beitnehmer in großer Zahl hereinzulassen. Zweitens ist der
Migrationsprozeß selektiv: Man weiß aus der Migrationsfor-
schung, daß weder die Ärmsten noch die Wohlhabenden das
Land verlassen, sondern häufig jene mit mittlerem sozialen
Status und aus Regionen, die sich bereits im Umbruch befin-
den (Castles/Miller 1994: 21). Es sind die energischen und
dynamischen Arbeitskräfte, die nicht notwendigerweise aus
der Arbeitslosigkeit kommen.2 Der Entlastungseffekt für den
Arbeitsmarkt im Herkunftsland ist deshalb nicht allzu hoch
anzusetzen. Auch deshalb nicht, weil die Zahl der hereinge-
lassenen Zuwanderer nicht groß genug sein wird, um einen
spürbaren Rückgang der Arbeitslosigkeit zu bewirken.
Weiterhin: Wenn die Zuwanderung über die Bedürfnisse der
Unternehmen gesteuert wird, werden diese zuallererst an be-
ruflich qualifizierten Arbeitskräften interessiert sein – die
auch im Heimatland gebraucht werden. Die potentiellen Ab-
wanderer haben oft durchaus eine Beschäftigung im Heimat-
land, wenn auch schlecht bezahlt und ohne Aussicht auf be-
rufliches Weiterkommen. Es werden also vielfach weniger die
Arbeitslosen das Land verlassen, sondern die (noch) Be-
schäftigten. Immerhin wird aber der Angebotsdruck vermin-
dert und Arbeitsplätze werden freigemacht.
Wenn auch der Beitrag zur Verringerung der Arbeitslosigkeit
im Heimatland über die befristete Beschäftigung im Ausland
beschränkt bleiben wird, kann diese jedoch für den jeweiligen
Arbeitnehmer und dessen Familie einen Ausweg aus Armut
bedeuten und zu einer erheblichen Verbesserung des Lebens-
standards beitragen. 
(6) Erwerb von beruflichen Kenntnissen und Fertigkeiten:
Der Erwerb von verwertbaren beruflichen Kenntnissen hängt
von den konkreten Umständen ab. Eine einseitige Speziali-
sierung, eine Beschränkung auf wenig attraktive Tätigkeiten
oder die Ausgrenzung am Arbeitsplatz gegenüber einheimi-
schen Beschäftigten schränkt die Möglichkeit des Erwerbs
von beruflichen Kenntnissen und Fähigkeiten häufig sehr ein.
Außerdem ist es nicht sicher, ob die erworbenen Fertigkeiten
und Kenntnisse in dieser Art später im Herkunftsland über-
haupt verwendet werden können. Die Ergebnisse der bisheri-
gen Migrationsforschung deuten eher darauf hin, daß die Ver-
mittlung von Qualifikationen im Beschäftigungsland und die
Möglichkeit ihrer Verwendung nach der Rückkehr nicht zu
hoch eingeschätzt werden sollten (Ghosh 1996: 103 ff.).
Unter Umständen kollidieren auch die Interessen des Auf-
nahme- und des Herkunftslandes. Die Unternehmen des Auf-
nahmelandes sind in erster Linie an einer kostengünstigen Ar-
beitskraft interessiert. Lange Anlernzeiten oder zusätzliche
Ausbildungselemente sind nicht rentabel. Daher werden Un-
ternehmen bei befristeten Arbeitsverhältnissen entweder ge-
zielt auf einfache Arbeitsplätze rekrutieren wollen oder sie
sind an bereits spezialisierten, hochqualifizierten Arbeits-
kräften interessiert. In der Mehrzahl der Fälle wird es sich
wohl – auch wegen der meist unvollkommenen Sprach-
kenntnisse – eher um ein learning by doing, also um eine
Ausbildung am Arbeitsplatz handeln. Überdies kann es sich
um einfache und/oder sehr spezialisierte Tätigkeiten handeln,
die für das Rückkehrland keinen großen zusätzlichen Nutzen
bringen. 
(7) Soziale und gesundheitliche Aspekte: Für den befristet be-
schäftigten Wanderarbeitnehmer können sich soziale und ge-
sundheitliche Probleme ergeben. Der ausländische Arbeit-
nehmer muß von seiner Familie getrennt leben. Da sein Auf-
enthalt begrenzt ist, wird er versuchen, möglichst viel Geld
zu verdienen und zugleich Kosten zu sparen. Dies kann er tun,
indem er Überstunden macht, erschwerte Arbeitsbedingun-
gen akzeptiert, in beengten, billigen Unterkünften wohnt,
usw. Gesundheitliche Risiken und gesellschaftliche Ausgren-
zung und soziale Isolierung können die Folge sein. Kontakte
zur einheimischen Arbeitswelt und den Arbeitskräften beste-
hen oft nur sehr punktuell. Ein beabsichtigter beruflicher
Lerneffekt bleibt dann relativ gering. Aufgrund der prekären
Situation, z. B. weil eine Verlängerung des Arbeitsvertrages
unter allen Umständen angestrebt wird,  ist der befristet be-
schäftigte ausländische Arbeitnehmer leicht unter Druck zu
setzen, damit er ungünstige Arbeitsbedingungen oder -zeiten
akzeptiert.
Es gibt eine Reihe von internationalen Übereinkommen, die
den Schutz der Wanderarbeitnehmer zum Ziel haben. Das
wichtigste Prinzip ist die Gleichbehandlung zwischen heimi-
schen und ausländischen Arbeitskräften hinsichtlich Lohn
und sonstiger Arbeitsbedingungen. Insbesondere die Interna-
tionale Arbeitsorganisation (ILO) verabschiedete eine Reihe
von Übereinkommen (conventions) und Empfehlungen be-
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2 Die US Commission for the Study of International Migration and Coopera-
tive Economic Development (Unauthorized migration: An economic devel-
opment response, Washington, 1990, S. 9) schreibt: „A consistent finding
is that those most prone to emigrate are neither the poorest nor least educat-
ed but are among the most aspiring and energetic members of their com-
munities. They generally have jobs at home when they decide to leave, al-
though these jobs are often low-paying and with little potential for ad-
vancement. They chose to go abroad to improve their economic well-being“treffend Wanderarbeitnehmer, einschließlich befristeter Zu-
wanderung.3 Die Übereinkommen binden allerdings nur die
Länder, die diese auch unterzeichnet haben. Das ILO-Über-
einkommen Nr. 97 über Wanderarbeiter (Neufassung 1949),
welches die Gleichbehandlung der Wanderarbeitnehmer in ei-
ner Reihe von Bereichen regelt, wurde von vielen Ländern
unterzeichnet. Das Übereinkommen Nr. 143 (1979) über
Mißbräuche bei Wanderungen und die Förderung der Chan-
cengleichheit der Wanderarbeitnehmer wurde bisher von der
Mehrheit der europäischen Staaten nicht ratifiziert. Das um-
fassende UN-Übereinkommen über den Schutz der Rechte
der Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienmitglieder (Pro-
tection of the Rights of All Migrant Workers and Members of
their Families) wurde nur von wenigen Ländern ratifiziert.4
Weiterhin ist die befristete Beschäftigung von Wanderarbeit-
nehmern von manchen Übereinkommen ausgeschlossen. So
gilt z. B. die „Europäische Konvention zum gesetzlichen Sta-
tus der Wanderarbeitnehmer (European Convention on the
Legal Status of  Migrant Workers) des Europarates nicht für
Gastarbeitnehmer, Saisonarbeitnehmer oder Werkvertragsar-
beitnehmer.
(8) Kapitaltransfer: In der Migrationsliteratur wird den öko-
nomischen Effekten von Überweisungen breiter Raum ge-
widmet. Das erzielte Einkommen kann für Konsumgüter oder
für Investitionen, z. B. zur Gründung eines Betriebes ver-
wendet werden. Auf jeden Fall stärken die Transfers die Ein-
kommenssituation der Familien der Migranten und die Über-
weisungen, die – anders als staatliche Entwicklungshilfe –
direkt an den Endverbraucher gehen, können den Wohlstand
der betreffenden Haushalte beträchtlich erhöhen. Eine Reihe
von Untersuchungen hat ergeben, daß da „wo die makro-öko-
nomische Umgebung stabil ist und weitere günstige Bedin-
gungen vorliegen, Überweisungen das Investitionsniveau er-
höhen können“ (Ghosh 1996: 100).
3.3 Bilaterale Abkommen zu befristeten Arbeitskräftewande-
rungen zwischen den Mitgliedsländern des Europarates
3.3.1 Vorbemerkung
Wie bereits erwähnt, gibt es innerhalb des Arbeitserlaubnis-
und Aufenthaltsrechts des jeweiligen Nationalstaates oft die
Möglichkeit einer zeitlich befristeten Zuwanderung von aus-
ländischen Arbeitskräften, ohne daß dazu bilaterale Abkom-
men geschlossen werden müssen. In der Regel werden an neu
zugewanderte ausländische Arbeitnehmer nur noch befriste-
te Arbeitserlaubnisse – in der Regel maximal 1 Jahr – gege-
ben. Danach besteht die Möglichkeit einer Verlängerung.
Im Prinzip ist es nicht notwendig, ein bilaterales Abkommen
zu schließen, wenn eine zeitweilige Beschäftigung erlaubt
werden soll. In manchen Fällen ist es jedoch wünschenswert,
dies zu tun. So zum Beispiel, wenn bestimmte Verfahren ein-
gehalten werden sollen, die eine Kooperation zwischen den
Arbeitsmarktbehörden erfordern. Will man etwa nur Arbeits-
kräfte einer bestimmten Qualifikation rekrutieren, muß eine
Auswahl getroffen werden, um die gesuchten Arbeitnehmer
vermitteln zu können. Ein weiterer Grund besteht darin, die
Zuwanderung zu kanalisieren. Dies kann im beiderseitigen
Interesse liegen. Aus dem Interessentableau ging hervor, daß
Herkunfts- und Zielland nicht überall übereinstimmende In-
teressen zu haben brauchen. In diesem Fall können bilaterale
Abkommen die gemeinsamen Interessen präzisieren und de-
ren Implementierung festlegen. So können Zuwanderungs-
kontingente vereinbart, das Auswahl- und Vermittlungsver-
fahren festgelegt, die Betreuung der ausländischen Arbeit-
nehmer übernommen oder regelmäßige Koordinierungsge-
spräche durchgeführt werden. Weiterhin erscheint es aus po-
litischen Gründen oft opportun, eine Vereinbarung zu treffen,
um damit die freundschaftlichen Beziehungen zu einem Land
zu unterstreichen. Viele Gastarbeitnehmerabkommen sind
wahrscheinlich aus solchen Überlegungen heraus entstanden.
Das gleiche gilt für die Werkvertragsarbeitnehmerabkom-
men, die die Bundesrepublik  Deutschland mit einer Reihe
von mittel- und osteuropäischen Staaten und der Türkei ge-
schlossen hat.
Entsprechend den Vorgaben des Europäischen Wanderungs-
ausschusses (CDMG) beschränkt sich vorliegende Übersicht
auf folgende drei Arten der befristeten Zuwanderung: Gast-
arbeitnehmer, Saisonarbeitnehmer und Werkvertragsarbeit-
nehmer. Um eine Übersicht zur Verbreitung von bilateralen
Vereinbarungen zu befristeten Aufenthalten von ausländi-
schen Arbeitskräften zu erhalten, wurde in den Mitgliedstaa-
ten des Europarates 1994 eine Umfrage durchgeführt. Hier-
auf und auf ergänzende Experteninterviews beruhen die fol-
genden Angaben. 
3.3.2 Bilaterale Vereinbarungen zu Gastarbeitnehmern
Diese Abkommen sollen ausländischen Arbeitnehmern
(Gastarbeitnehmern) ermöglichen, während einer gewissen
Zeit ihre beruflichen und sprachlichen Kenntnisse in Unter-
nehmen eines anderen Landes zu verbessern. Derartige Ab-
kommen bestehen zwischen einer Reihe von Ländern seit lan-
gem. Sie sind vielfach Ausdruck des guten Willens gegen-
über befreundeten Staaten. Die Zahl der zugelassenen aus-
ländischen Arbeitnehmer ist sehr gering. Eine Arbeitsmarkt-
prüfung ist nach den Vereinbarungen deshalb nicht vorgese-
hen. Die Abwicklung erfolgt über die zuständigen Behörden
der beteiligten Länder. Die Auswahl der weiterzubildenden
Arbeitskräfte erfolgt durch das Herkunftsland. Die Vermitt-
lung auf die Ausbildungs-Arbeitsplätze geschieht durch das
Aufnahmeland. 
In den bilateralen Vereinbarungen sind die Rahmenbedin-
gungen festgelegt. Die wesentlichen sind: 
• Verbesserung der beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten
in einem Unternehmen des Aufnahmelandes - in der Praxis
meist durch training on the job. 
• Der ausländische Gastarbeitnehmer soll eine abgeschlosse-
ne berufliche Ausbildung und ausreichende Sprachkennt-
nisse der Aufnahmelandes haben. 
• Die Altersgrenzen sind meist zwischen 18 und 30/35 Jah-
ren festgelegt. 
• Der Aufenthalt ist in der Regel auf ein Jahr begrenzt, mit
Verlängerungsmöglichkeit um maximal 6 Monate.
• Es sind jährliche Höchstzahlen (Kontingente) festgelegt. 
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3 Convention (No. 97) concerning migration for employment (revised 1949);
Recommendation (No. 86) concerning migration for employment (revised);
Convention (No. 143) concerning migrations in abusive conditions and the
promotion of equality of opportunity and treatment of migrant workers,
1975; Equality of opportunity and treatment and the elimination of abusive
conditions; Recommendation (No. 151) concerning migrant workers, 1975;
Convention (No. 118) concerning the equality of treatment (social securi-
ty), 1962; Convention (No. 157) concerning the maintenance of social se-
curity rights, 1982; Recommendation (No. 167)  concerning the mainte-
nance of social security rights, 1983. Quelle: ILO (1992): Migration,
Geneva
4 Ein gemeinsam von ILO/IOM/UNHCR herausgegebenes Dokument kom-
mentiert (ILO/IOM/UNHCR (1994), S. 13-14): „The small number of rati-
fications is worrying. There is no need for new standard-setting activities in
the field of international economic migration. What is needed is strict ap-
plication of the standards that have been voted into existence. Countries that
have not ratified these instruments are called upon to do so in order to cut
down on irregular migration or employment and to secure minimum level
of rights for temporary migrants.“• Die Bezahlung soll nach tariflichem oder ortsüblichem
Lohn erfolgen. Eventuell muß Unterkunft gestellt werden. 
• Die Vereinbarungen beschränken teilweise die Beschäfti-
gungsmöglichkeiten auf bestimmte Wirtschaftssektoren
und Berufe. Auch wenn derartige Festlegungen nicht exi-
stieren, konzentrieren sich die „Ausbildungsplätze“ in der
Praxis auf bestimmte berufliche Tätigkeiten. 
• Die Rahmenabkommen können i. d. R. jährlich gekündigt
werden.
• Die Vereinbarungen beruhen oft auf dem Prinzip der Ge-
genseitigkeit. In der Praxis ist diese Form der temporären
„Qualifizierungswanderung“ jedoch eher eine Einbahn-
straße in Richtung westliche Länder.
Nicht ganz klar wird vielfach, in welchem Umfang und auf
welche Weise die Verbesserung der beruflichen Kenntnisse
im Unternehmen tatsächlich erfolgt. Ein vertraglich detail-
liertes Festlegen oder ein Heraufschrauben der Ausbildungs-
anforderungen ließe für die Unternehmen aus Kostengründen
die Beschäftigung von ausländischen Gastarbeitnehmern
nicht attraktiv genug erscheinen. Dies um so mehr, als der
Aufenthalt ja begrenzt ist. Es würde für sie Zeit- und Ko-
stenaufwand entstehen. Damit die Unternehmen derartige
„Traineeplätze“ zur Verfügung stellen, müssen sie ein beson-
deres Interesse an Gastarbeitern haben, z. B. besonderer be-
trieblicher Bedarf, Schulung in Hinblick auf spätere Koope-
ration mit einem Unternehmen des Herkunftslandes usw. In
der Praxis wird die berufliche Weiterbildung nur in Form ei-
ner Ausbildung am Arbeitsplatz erfolgen. Besteht von staat-
licher Seite ein Interesse an der Weiterbildung, z. B. daß Mul-
tiplikatoren entstehen oder der Weg in die Selbständigkeit er-
leichtert werden soll, dann sind zusätzlich Bildungsgänge zu
installieren und zu finanzieren.
Wie bereits erwähnt, sind die festgelegten Kontingente sehr
niedrig. Weiterhin werden sie nicht ausgeschöpft. Die 1993er
und 1994er Kontingente in Deutschland von rund 10000
Gastarbeitnehmern waren nur zur Hälfte in Anspruch ge-
nommen (Übersicht 1). Ähnliches gilt für die Schweiz (Über-
sicht 2). Das Kontingent von insgesamt 3370 Gastarbeitneh-
mern war nur zu knapp 30% ausgeschöpft. Der Ausschöp-
fungsgrad variiert im übrigen mit der Arbeitsmarktsituation,
obwohl keine Arbeitsmarktprüfung stattfindet. Er hängt
natürlich auch von den gesetzten Bedingungen wie Alter
(meist unter 35 Jahre), Bezahlung eines ortsüblichen Lohnes,
Gleichbehandlung mit heimischen Arbeitskräften bei Ar-
beitsrechtsfragen, Vorhandensein von Sprachkenntnissen, Ver-
waltungsaufwand usw. ab.
Der Unternehmer ist daran interessiert, daß der Gastarbeit-
nehmer möglichst sofort eine Arbeit aufnehmen kann – ohne
lange Einweisung. Dies ist nur der Fall bei einfachen Tätig-
keiten oder wenn bereits im Herkunftsland eine entsprechen-
de Ausbildung vermittelt wurde. Im ersten Fall – einfache
Tätigkeit – entspricht dies nicht den Intentionen der Verein-
barung. Im zweiten Fall ebenfalls nicht, da eine Zusatzaus-
bildung gar nicht nötig ist.
Folgende Auflistung gibt eine Übersicht zu den bilateralen
Gastarbeitnehmer-Vereinbarungen: 
Belgien: mit Schweiz (1935), Finnland (1951, Kontingent
50), Schweden (1951, Kontingent 100), Österreich (1956,
Kontingent 100), Algerien (1970), Tunesien (1969), Polen
(1990, Kontingent 200).
Deutschland hat seit 1989 Abkommen geschlossen mit Al-
banien (Kontingent 1000), Bulgarien (Kontingent 1000), Est-
land (Kontingent 200 - erst seit August 1995 in Kraft), Lett-
land (Kontingent 100), Litauen (Kontingent 200), Polen
(Kontingent 1000), Rumänien (Kontingent 500), Rußland
(Kontingent 2000), Slowakei (Kontingent 700), Tschechien
(Kontingent 1400), Ungarn (Kontingent 2000). 1992 wurden
5057 Gastarbeitnehmer nach Deutschland vermittelt, bei ei-
nem Insgesamtkontingent von 9200. 1993 stieg die Zahl auf
5771, 1994 betrug die Zahl 5529 bei einem Insgesamtkontin-
gent von etwa 10000. Es existiert auch ein Abkommen mit
der Schweiz aus dem Jahre 1955 mit einem Kontingent von
500.
Finnland: Vereinbarungen gibt es mit den baltischen Staaten
und einer Reihe von zentral- und osteuropäischen Ländern.





Albanien 1.000 247 133
Bulgarien 1.000 176 323
Tschechische Republik 1.400 1.557 1.209
Ungarn 2.000 1.370 1.450
Lettland 100 57 16
Litauen 200 2 89
Polen 1.000 943 1.002
Rumänien 500 562 531
Russische Föderation 2.000 ..  65
Slowakei 700 837 711
Insgesamt 9.900 5.771 5.529
Hinweis: Es gibt noch ein Abkommen mit der Schweiz aus dem Jahre 1955
mit einem Jahreskontingent von 500. 1995 wurde eine Vereinbarung mit Est-
land geschlossen mit einem Kontingentrahmen von 200 Gastarbeitnehmern.
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit























Quelle: Volkswirtschaft 4/94, S. 65 ff.
Übersicht 2: Gastarbeitnehmer in der Schweiz 1993Frankreich: mit Schweiz (1946), Kanada (1956, 1981), Neu-
Seeland (1983), USA (1988, 1992), Polen (1990, Kontingent
1000).
Niederlande: mit Österreich, Finnland, Norwegen, Schwe-
den, Schweiz.
Norwegen: mit Frankreich (1951, Kontingent 100), den Nie-
derlanden (1951, Kontingent 50), Schweiz (1986, Kontingent
50). Jedes Jahr sind etwa 30 „Trainees“ aus diesen Ländern
in Norwegen.
Polen: mit Deutschland (1990, Kontingent 1000), Frankreich
(1990, Kontingent 1000), Belgien (1990, Kontingent 250),
Schweiz (1993, Kontingent 150).
Rußland:  mit Deutschland (Kontingent 2000), Finnland
(Kontingent 500), Schweiz (Kontingent 200), Vietnam.
Schweden: mit Estland (1990). Verhandlungen mit Litauen
und Lettland.
Schweiz: mit 21 Staaten (Übersicht 2). 1992 kamen 1609 und
1993 kamen 972 Gastarbeitnehmer im Rahmen dieser Ab-
kommen in die Schweiz. 1993 betrug das Kontingent 3370.
Vereinigtes Königreich: mit USA (1987), Schweiz (1989,
Kontingent 400), Finnland (1988), Malta (1992). Insgesamt
handelt es sich um einige hundert Personen pro Jahr.
3.3.3 Bilaterale Vereinbarungen zu Saisonarbeitnehmern
In einer Reihe von Mitgliedsländern des Europarates gibt es
die Möglichkeit einer befristeten Tätigkeit von unter einem
Jahr. Diese kann, muß aber nicht saisonabhängig sein. In der
Schweiz existiert zum Beispiel neben der Saisonarbeitser-
laubnis eine Kurzzeitarbeitserlaubnis für bis zu vier Monaten.
Die Möglichkeit einer Saisonbeschäftigung von unter einem
Jahr ist oft bereits im allgemeinen System des Arbeitserlaub-
nisrechts vorgesehen (z. B. in  Frankreich, Spanien, Schwe-
den, Schweiz), ohne daß dies an ein bestimmtes Abkommen
gebunden sein muß. Insbesondere Wirtschaftszweige mit sai-
sonalem Arbeitskräftebedarf (wie die Bauwirtschaft, das Ho-
tel- und Gaststättengewerbe sowie die Landwirtschaft) er-
schließen sich auf diese Weise ein zusätzliches Arbeitskräf-
tepotential, das auf dem heimischen Arbeitsmarkt nicht oder
in nicht ausreichendem Maße zur Verfügung steht. Es beste-
hen aber auch bilaterale Vereinbarungen, die die Beschäfti-
gung von ausländischen Saisonarbeitskräften regeln (Über-
sicht 3). Diese sind durch folgende Merkmale gekennzeich-
net:
• Befristung des Aufenthalts auf 3 Monate (Beispiel Deutsch-
land; Schausteller 9 Monate), 6 Monate (Beispiel Frank-
reich) oder 9 Monate (Beispiel Schweiz, Spanien).5 In
Schweden ist die Saisonbeschäftigung auf die Zeit vom 15.
Mai bis 15. Oktober beschränkt.
• Die Arbeitserlaubnis kann auf bestimmte Wirtschaftssekto-
ren wie Landwirtschaft oder Tourismus beschränkt sein. 
• Die Arbeitserlaubnis wird in der Regel nur erteilt, wenn sich
keine heimischen Arbeitskräfte für die gewünschte Tätig-
keit finden.
• Die Besetzung der Stelle kann auf zwei Arten erfolgen: Der
Unternehmer fordert die ihm schon bekannte Arbeitskraft
namentlich über die Arbeitsverwaltung an. In der Praxis ist
dies der übliche Fall. Der potentielle Arbeitgeber kann sich
aber auch an die Arbeitsverwaltung wenden und Zahl und
Qualifikation der gewünschten Arbeitskräfte mitteilen, also
eine sog. anonyme Anforderung abgeben.
• In der Regel ist die Bezahlung eines tariflichen oder ortsüb-
lichen Lohnes festgelegt. Dies kann auch die Übernahme
von Unterkunft und Verpflegung und eventuell der Fahrt-
kosten beinhalten.
• Die Abkommen beruhen in der Regel nicht auf Gegen-
seitigkeit.
Bilaterale Abkommen zur Beschäftigung von Saisonarbeit-
nehmern existieren zwischen folgenden Ländern: 
Frankreich: mit Marokko (1963), Tunesien (1963), ehemali-
gem Jugoslawien (1965 und 1986) und Polen (1992). Die ma-
ximale Aufenthaltsdauer beträgt 6 Monate. 1992 waren 5181
Marokkaner, 803 Tunesier, 8214 Polen und 107 Arbeitskräf-
te aus dem ehem. Jugoslawien in Frankreich als Saisonar-
beitnehmer beschäftigt. 
Schweiz: mit Spanien (1961) und Italien (1964). Die maxi-
male Aufenthaltsdauer beträgt 9 Monate. Obwohl keine sek-
torale Begrenzung festgelegt ist, konzentriert sich die Be-
schäftigung in der Praxis auf wenige Bereiche: Baugewerbe,
Hotel- und Gaststätten, Landwirtschaft. 1992 waren es knapp
8000 spanische und 10800 italienische Saisonbeschäftigte. 
In Deutschland können seit 1991 ausländische Arbeitnehmer
aus Nicht-EU-Staaten maximal 3 Monate pro Jahr arbeiten,
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5 Saisonarbeit ist in der Schweiz weit verbreitet. Sie ist bis zu 9 Monaten er-
laubt. Nach vier aufeinanderfolgenden Jahren kann die Saisonarbeitser-
laubnis in eine sog. Jahresaufenthaltserlaubnis umgewandelt werden. Die-
ser Anspruch auf Umwandlung nach vier Jahren hat zu einer Kontroverse
geführt: Da der Neuzugang von ausländischen Arbeitnehmern streng nach
Kantonen kontingentiert ist, wird mangels anderer Möglichkeiten der Zu-
gang über die Saisonbeschäftigung gewählt. Nach vier Jahren fallen die sai-
sonalen und wirtschaftsfachlichen Begrenzungen weg. Der Saisonarbeit-
nehmer kann jetzt eine Ganzjahresstelle in einem anderen Wirtschaftszweig
übernehmen. Die Unternehmen könnten jedoch u. U. ausländische Arbeits-
kräfte anderer Qualifikation brauchen. Da Neuzugänge wegen der scharfen
Kontingentierung nicht verfügbar sind, sind die Unternehmen auf die be-
reits im Land verfügbaren früheren Saisonarbeitskräfte – und jetzigen Jah-
resaufenthalter – angewiesen.














Vereinbarungen be- 14.300 181.000 18.800
troffene Arbeitskräfte (1992) (1993) (1992) *
* Die Gesamtzahl der ausländischen Saisonarbeitnehmer in der Schweiz be-
trug 93.100 im Jahre 1993
Quelle: Europarat (Umfrage)
Übersicht 3: Bilaterale Abkommen zur Saison-
beschäftigungSchausteller 9 Monate. Die Bundesrepublik hat Anfang der
90er Jahre für die Vermittlung in diese kurzfristigen Be-
schäftigungen (Saisonarbeitnehmer) Verfahrensabsprachen
mit den Arbeitsverwaltungen der Länder Kroatien, Polen,
Rumänien, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und
Bulgarien (nur Berufe des Hotel- und Gaststättengewerbes)
geschlossen. Die Zahl der Anforderungen entwickelte sich
wie folgt (Übersicht 4): 129000 (1991), 212000 (1992),
181000 (1993), 155000 (1994), 193000 (1995). Die Zahl der
tatsächlichen Inanspruchnahme liegt immer um ca. 10% nied-
riger, da Beschäftigungsverhältnisse storniert oder die Be-
schäftigung nicht angetreten wird. Der überwiegende Teil der
Vermittlungen beruhte auf sogenannten namentlichen Anfor-
derungen durch die Unternehmen, d. h. es bestand bereits vor-
her ein Kontakt zwischen ausländischem Arbeitnehmer und
dem deutschen Unternehmen.
Ursprünglich gab es keine regionale oder sektorale Eingren-
zung. Wegen der starken Inanspruchnahme dieser Beschäfti-
gungen wurden Beschränkungen eingeführt: Ab zweitem
Quartal 1993 ist durch das Arbeitsamt erst 4 Wochen lang zu
prüfen, ob nicht ein inländischer Arbeitnehmer gefunden
werden kann. Seit Mai 1993 ist eine Vermittlungsgebühr von
100 DM zu entrichten. Ab September 1993 wurden die drei-
monatigen Beschäftigungsverhältnisse auf saisontypische
Tätigkeiten beschränkt.6 Damit soll vor allem das Baugewer-
be ausgeschlossen werden, um Wettbewerbsverzerrungen zu
vermeiden.
3.3.4 Bilaterale Vereinbarungen zur Beschäftigung von
Werkvertragsarbeitnehmern
Abkommen zur Beschäftigung von ausländischen Werkver-
tragsarbeitnehmern sind in nennenswertem Umfang erst in
jüngster Zeit geschlossen worden.7 Dabei geht es um folgen-
des: Ein ausländisches Unternehmen schließt als Subunter-
nehmen mit einer einheimischen Firma einen Vertrag zur
Durchführung bestimmter Arbeiten ab (Werkvertrag). Zur
Durchführung dieser Arbeiten kann das ausländische Unter-
nehmen seine Arbeitskräfte mitbringen. Das ausländische
Unternehmen arbeitet als Subunternehmen für eine heimische
Firma mit eigenen Arbeitskräften. In bilateralen Regierungs-
vereinbarungen werden die Rahmenbedingungen festgelegt,
wie Prinzip der Gegenseitigkeit, maximale Dauer des Auf-
enthaltes der Werkvertragsarbeitnehmer, Höchstzahlen (Kon-
tingente) der jährlich maximal zu beschäftigenden Arbeits-
kräfte, Berücksichtigung der Arbeitsmarktsituation bei der
Vergabe der Kontingente, oder das Abwicklungsverfahren
zwischen den zuständigen Behörden. Im Prinzip gelten die
Lohn- und Arbeitsbedingungen des Aufnahmelandes. Der
Lohn wird allerdings durch das ausländische Subunterneh-
men gezahlt, welches auch die soziale Sicherung der Werk-
vertragsarbeitnehmer übernimmt. 
Derartige Abkommen existieren vor allem zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und einer Reihe von mittel- und ost-
europäischen Ländern und der Türkei (Übersicht 5). Wegen
der Häufigkeit und des Ausmaßes der Vereinbarungen wird
in einem eigenen Kapitel ausführlicher auf diese Vereinba-
rungen eingegangen. Die Abkommen wurden zwischen 1989
und 1993 geschlossen.
Die vereinbarten Kontingente sind vielfach noch unterteilt in
Zusatz- und Unterkontingente, zum Beispiel für die Bauwirt-
schaft, für bestimmte Berufe (z. B. Restauratoren) oder für
mittelständische Unternehmen in der Bundesrepublik
Deutschland und im Vertragsland. Damit soll verhindert wer-
den, daß nur Großunternehmen von den Abkommen profitie-
ren und für diese ein Wettbewerbsvorteil entsteht. Der Höhe-
46 MittAB 1/96
Herkunftsland 1993 1994 1995
Polen 143.861 136.659 170.576
Tschechische Republik 12.027 3.465 3.722
Slowakei 7.781 3.939 5.442
Ungarn 5.346 2.458 2.841
Rumänien 3.853 2.272 3.879
Slowenien 1.114 601 600
Kroatien 6.948 5.753 5.574
Bulgarien 71 70 131
Insgesamt (Anforderungen) 181.037 155.217 192.766
Nach Abzug von Stornierungen 164.377 140.656 176.590
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit
Übersicht 4: Ausländische Saisonarbeitskräfte
in Deutschland
6 Land- und Forstwirtschaft, Hotel-, Gaststätten- und Schaustellergewerbe so-
wie die Beschäftigung zur Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte und
in Sägewerken. 
7 Allerdings sind Werkverträge im internationalen Rahmen auch bisher schon
möglich gewesen, die insbesondere bei Auslandsmontage angewandt wur-
den. 
Der hier betrachtete Typ von Werkvertragsarbeitnehmern ist zu unterschei-
den von den „Werkarbeitnehmern“ aus EU-Ländern. Letztere benötigen
aufgrund der Freizügigkeitsregelung keine Arbeitserlaubnis, wenn sie z.  B.
als Beschäftigter ihrer Firma auf einer deutschen Baustelle tätig werden. Die
Dauer ihrer Beschäftigung kann nationalstaatlich nicht begrenzt werden.
Die Problematik liegt darin, daß Arbeitgeber aus Niedriglohnländern der
EU, die ihre eigenen Arbeitnehmer zur Ausführung eines Auftrags auf eine
deutsche Baustelle entsenden, z. Zt. rechtlich nicht verpflichtet sind, deut-
sche Tariflöhne zu zahlen. Dies soll durch ein Arbeitnehmer-Entsendege-
setz geändert werden.




Tschechische Republik 2.890 1.940
Slowakei 1.570 1.070
Jugoslawien 1.650 560 Sperrung/Embargo
Bosnien-Herzegowina 990 570
Kroatien 5.010 2.790
Makedonien 480 290 gesperrt (vorübergehend)
Slowenien 1.920 1.210
Polen 22.560 12.610







Anmerkung: Die Vereinbarungen mit Rußland und Litauen traten nicht in
Kraft.
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit
Übersicht 5: Kontingentvereinbarungen der Bundes-
republik Deutschland zur Beschäftigung von Werkver-
tragsarbeitnehmern aus mittel- und osteuropäischen
Staaten – Stand Januar 1995punkt der Werkvertragsarbeitnehmerbeschäftigung wurde
1992 erreicht, als im Jahresdurchschnitt 95000 Personen
(84000 aus Osteuropa) in Deutschland beschäftigt waren.
Nachdem eine Reihe von Beschränkungen eingeführt worden
waren, sank die Zahl. 1994 waren 41000 ausländische Werk-
vertragsarbeitnehmer im Jahresdurchschnitt beschäftigt
(31000 aus Osteuropa). Für 1995 ist wieder eine Zunahme zu
erwarten. In Übersicht 6 sind die Zahlen wiedergegeben. 
An weiteren Abkommen zur Beschäftigung von Werkver-
tragsarbeitnehmern sind zu nennen:
Finnland hat bilaterale Abkommen mit Estland (1991) und
Rußland (1992) geschlossen, die auch Werkvertragsarbeit-
nehmer betreffen. 
In Schweden ist die Beschäftigung von ausländischen Ar-
beitskräften im Rahmen eines Werkvertrages mit einer aus-
ländischen Firma im Prinzip möglich. Dafür ist eine Arbeits-
erlaubnis erforderlich. Die zuständige Einwanderungsbehör-
de wendet sich in diesem Fall an die Arbeitsverwaltung. Die-
se prüft, ob die Arbeitsmarktsituation die Vergabe einer
Arbeitserlaubnis gestattet. Weiterhin wird geprüft, ob der Ar-
beitsvertrag den geltenden schwedischen Tarifabkommen
entspricht. Zu diesem Zweck wird die Gewerkschaft einge-
schaltet, welche schließlich ihre Zustimmung zur Erteilung
einer Arbeitserlaubnis geben muß. Nach Auskunft des schwe-
dischen Arbeitsministeriums ist die Zahl der ausländischen
Projektarbeitnehmer in Schweden sehr gering. 
Zu erwähnen sind an dieser Stelle noch die folgenden Ab-
kommen:
Polen, die Tschechische Republik und die Slowakische Re-
publik schlossen 1992 Abkommen auf Gegenseitigkeit be-
treffend die Beschäftigung ihrer Staatsangehörigen im jeweils
anderen Land. Es handelt sich nicht notwendigerweise um
Projektarbeitnehmer. Die Arbeitsuchenden können sich an
die Arbeitsverwaltung wenden oder direkt mit dem potenti-
ellen Arbeitgeber Kontakt aufnehmen. Die Arbeitsverwal-
tung prüft, ob die Arbeitsmarktsituation die Vergabe einer Ar-
beitserlaubnis zuläßt. Es sind keine Obergrenzen festgelegt.
1992 waren ca. 6000 Polen in der Tschechischen Republik
und in der Slowakischen Republik beschäftigt, etwa 300
Tschechen arbeiteten in Polen.
Rußland schloß 1992 Vereinbarungen mit Vietnam und Chi-
na zur  gegenseitigen Beschäftigung ihrer Staatsangehörigen.
Die Abkommen gelten für 5 Jahre. Es braucht sich nicht not-
wendigerweise um Projektarbeitnehmer zu handeln. Die Kon-
tingente werden jährlich entsprechend der Arbeitsmarktsi-
tuation festgelegt. Sie können zwischen 5000 und 21000
schwanken.
3.3.5 Die besondere Situation der Werkvertragsabkommen
der Bundesrepublik Deutschland mit den mittel- und ost-
europäischen Staaten
Wegen der besonderen Bedeutung der Werkvertragsabkom-
men für die Bundesrepublik sollen diese ausführlicher in
ihren Zielen, ihrer Ausgestaltung und den Konsequenzen dar-
gestellt werden. Die Bundesrepublik Deutschland hat die
meisten Abkommen zur Beschäftigung von Werkvertragsar-
beitnehmern geschlossen. Sie betreffen vor allem mittel- und
osteuropäische Staaten. Mit diesen wurden seit 1989 eine Rei-
he derartige Abkommen vereinbart. Ziel der Vereinbarungen
war es, die Kooperation zwischen deutschen und mittel- und
osteuropäischen Unternehmen zu fördern, und zwar zum ge-
genseitigen Nutzen. In Deutschland soll dadurch ein sektora-
ler oder regionaler Arbeitskräftebedarf gedeckt werden. In
den osteuropäischen Ländern soll der Wanderungsdruck da-
durch vermindert werden, weil eine Möglichkeit der legalen
befristeten Zuwanderung besteht. Die ausländischen Arbeits-
kräfte finden zumindest vorübergehend Beschäftigung und
können in einem gewissen Rahmen Kapital ansparen für ihre
Rückkehr. Durch die Kooperationen zwischen deutschen und
osteuropäischen Unternehmen soll die wirtschaftliche Ent-
wicklung, insbesondere der Transformationsländer unter-
stützt werden.
Grundlage der Kooperation ist ein Werkvertrag zwischen ei-
nem deutschen und einem ausländischen Unternehmen, in
dem konkret das zu erstellende „Werk“ (Aufgabe, Projekt)
festgelegt ist. Das ausländische Unternehmen (Werkunter-
nehmen) führt die dafür notwendigen Arbeiten eigenständig
und mit eigenen Arbeitskräften durch. Die Werkverträge se-
hen keine Einflußnahme des Bestellers (des deutschen Un-
ternehmens) auf Anzahl und Qualifikation der an der Erstel-
lung der vereinbarten Leistung beteiligten Arbeitnehmer vor.
Allerdings gehen die Regierungsvereinbarungen davon aus,
daß i. d. R. qualifizierte Arbeitnehmer beschäftigt werden.
Die Eingliederung der Werkvertragsarbeitnehmer in die Ar-
beitsabläufe oder in den Produktionsprozeß des Bestellerbe-
triebes ist nicht notwendigerweise vorgesehen. Der ausländi-
sche Unternehmer behält gegenüber seinen im Betrieb des
Bestellers tätigen Arbeitskräften das Weisungsrecht.8
In den Vereinbarungen sind mit dem jeweiligen Land Be-
schäftigungskontingente festgelegt, in deren Rahmen die
benötigten Arbeitserlaubnisse erteilt werden können. Im all-
gemeinen handelt es sich um ein Grundkontingent für alle
Wirtschaftsbereiche, darüber hinaus sind mit einigen Ländern
auch Zusatzkontingente für Klein- und Mittelbetriebe, sowie
auf drei Jahre befristete Zusatzkontingente für den Baube-
reich vereinbart worden. Bei den Kontingenten handelt es sich
um Jahresdurchschnittszahlen, die Überschreitungen in ein-
zelnen Monaten zulassen. Wird am Jahresende eine Über-
schreitung des Jahreskontingents festgestellt, muß im folgen-
den Jahr ein Ausgleich vorgenommen werden.
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Jahr Gesamt darunter Bau Anteil Bau in %
1986 9.411 2.347 25
1987 12.318 3.312 27
1988 14.594 4.331 30
1989 16.587 5.825 35
1990 27.198 13.123 48
1991 53.095 32.975 62
1992 94.902 69.610 73
1993 70.137 53.430 76
1994 41.218 26.586 65
1995 49.411 27.201 55
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit
Übersicht 6: Zahl der durchschnittlich beschäftigten Werk-
vertragsarbeitnehmer in Deutschland
8 Dies ist der Unterschied zur sogenannten Arbeitnehmerüberlassung: Ar-
beitnehmerüberlassung ist gegeben, wenn der ausländische Arbeitnehmer
von seinem Arbeitgeber einem Dritten zur Arbeitsleistung zur Verfügung
gestellt wird, der ihn nach eigenen betrieblichen Erfordernissen in seinem
Betrieb einsetzt. Die Überlassung von Arbeitnehmern ist im Rahmen von
Werkverträgen nicht erlaubt.Innerhalb der Kontingente wurde ursprünglich keine Ar-
beitsmarktprüfung vorgenommen. Zum Schutz des heimi-
schen Arbeitsmarktes enthalten die Abkommen aber
grundsätzlich eine Gleitklausel: Erhöht sich die deutsche Ar-
beitslosenquote um einen bestimmten Prozentsatz, dann ver-
ringern sich auch die jeweiligen Kontingente.
Der Werkvertrag wird von der Arbeitsverwaltung überprüft.
Voraussetzung hierfür ist eine Genehmigung der ausländi-
schen Partnerverwaltung (Ministerium, Arbeitsverwaltung)
durch Lizenz oder Kontingentbestätigung. Die Prüfung des
Werkvertrages soll sicherstellen, daß es sich nicht um einen
unzulässigen Verleih von Arbeitnehmern handelt und daß der
ausländische Unternehmer seinen Arbeitskräften den in der
Bundesrepublik Deutschland geltenden tariflichen Lohn be-
zahlt. Der soziale Schutz der Werkvertragsarbeitnehmer er-
folgt grundsätzlich über das ausländische Unternehmen nach
den Bedingungen seines Landes. 
Erst nach der Werkvertragsprüfung durch das zuständige Ar-
beitsamt wird die Arbeitserlaubnis erteilt. Sie wird grundsätz-
lich nur für die Dauer des Werkvertrages, längstens für 2 Jah-
re gewährt. In Ausnahmefällen kann sie bis auf 3 Jahre ver-
längert werden.
Als Sanktionsmöglichkeiten bei Nichteinhaltung sind Geld-
strafen für heimische Unternehmen vorgesehen und der Aus-
schluß des beteiligten ausländischen Unternehmens aus den
bilateralen Vereinbarungen, wenn das ausländische Werkver-
tragsunternehmen die zugeteilten Kontingente überschreitet,
Arbeitskräfte ohne Arbeitserlaubnis oder Aufenthaltsgeneh-
migung beschäftigt, untertarifliche Löhne zahlt oder wenn
unerlaubte Arbeitnehmerüberlassung vorliegt. Letzterer Fall
ist gegeben, wenn das ausländische Unternehmen einem Drit-
ten (Entleiher) einen seiner Arbeitnehmer, der auf der Grund-
lage eines Werkvertrages zugelassen wurde, überläßt (ver-
leiht).
Wegen der raschen Zunahme von Werkverträgen und den da-
mit verbundenen Schwierigkeiten der Kontrolle und Über-
wachung blieben Mißbräuche nicht aus. Sie bestanden im we-
sentlichen darin, daß Scheinwerkverträge abgeschlossen wur-
den, in Wirklichkeit aber Arbeitnehmerverleih stattfand, daß
unterhalb der Tariflöhne bezahlt wurde, oder daß die Kontin-
gente überschritten wurden. Diese Mißbräuche ergaben sich
vor allem im Baugewerbe, auf welches etwa drei Viertel der
Kontingente entfallen. Um Wettbewerbsverzerrungen zu ver-
meiden, die dadurch entstehen, daß überwiegend Großunter-
nehmen die Kontingente ausschöpfen, wurde inzwischen die
Zahl der Werkvertragsarbeitnehmer auf einen bestimmten
Prozentsatz der heimischen Arbeitskräfte des betreffenden
Unternehmens beschränkt. 
Wegen der sich verschlechternden wirtschaftlichen Situation
wurden 1993 weitere Arbeitsmarktschutzklauseln eingeführt:
• Werkverträge werden grundsätzlich nicht genehmigt, wenn
im jeweiligen Arbeitsamtsbezirk die Arbeitslosenquote im
Durchschnitt der letzten sechs Monate um mindestens 30%
über dem Landesdurchschnitt gelegen hat. 
• Ausländische Arbeitnehmer werden nicht zugelassen, wenn
in dem Betrieb des deutschen Werkvertragspartners Kurz-
arbeit geleistet wird oder wenn der deutsche Auftraggeber
Arbeitnehmer entläßt oder Entlassungen beabsichtigt.
• Je nach Ausführungszeit des Werkvertrages sind für die Ar-
beitserlaubnis 1200 DM bis 2000 DM zu zahlen.
Die starke Zunahme der Beschäftigung von Werkvertragsar-
beitnehmern, verbunden mit einer sich verschlechternden Ar-
beitsmarktlage, führte zu Kritik an den Vereinbarungen:
(1) Die ausländischen Werkvertragsarbeitnehmer sind zwar
nach den am Arbeitsort geltenden Tarifbedingungen zu ent-
lohnen, für die Sozialversicherung gelten aber die Regeln des
jeweiligen Entsendelandes. Daraus entsteht ein Arbeitsko-
stenvorteil von 20–25%. Diesen legalen Arbeitskostenvorteil
können die Werkvertrags-Unternehmer bei der Kalkulation
ihres Angebots wettbewerbswirksam weitergeben. Es ent-
steht eine als unfair betrachtete Konkurrenz zwischen Unter-
nehmen, die Werkvertragsarbeitnehmer beschäftigen und sol-
chen, die dies nicht können, z. B. weil inzwischen das Kon-
tingent ausgeschöpft ist. Das Wettbewerbsproblem wird noch
dadurch verschärft, daß sich die Beschäftigung von Werk-
vertragsarbeitnehmern zu mehr als zwei Dritteln auf den Bau-
sektor konzentriert. Auf dem Höhepunkt der Beschäftigung
von Werkvertragsarbeitnehmern machten diese etwa 4% der
Beschäftigung des westdeutschen Baugewerbes aus. Weiter-
hin konnten Großunternehmen schneller und in größerem
Umfang die Kontingente ausschöpfen. Die durch die Nutzung
der Kontingente realisierten Kosteneinsparungen fielen also
nicht bei allen deutschen Unternehmen in gleichem Maße an.
Die Aufteilung der Kontingente war nicht wettbewerbsneu-
tral für die Unternehmen, d. h. der Arbeitskostenvorteil aus
der Beschäftigung der Werkvertragsarbeitnehmer war un-
gleichmäßig verteilt. Um vor allem Klein- und Mittelbetrie-
be stärker zu beteiligen, wurde ab Oktober 1993 eine Kon-
tingentierung nach Betriebsgröße für Unternehmen der Bau-
wirtschaft eingeführt:
• Bei Betrieben mit bis zu 50 Arbeitnehmern können maxi-
mal 10 Werkvertragsarbeitnehmer, jedoch nicht mehr als
die eigene Beschäftigtenzahl, zugelassen werden.
• Bei Betrieben mit bis zu 200 Beschäftigten können bis zu
20 vom Hundert Werkvertragsarbeitnehmer eingestellt wer-
den, insgesamt jedoch nicht mehr als 30 Personen.
• Bei mehr als 200 Beschäftigten beträgt der Vom-Hundert-
Satz 15, höchstens jedoch 200 Werkvertragsarbeitnehmer.
Weiterhin wird keine Arbeitserlaubnis mehr an ausländische
Werkvertragsarbeitnehmer erteilt, die im Bauhauptgewerbe
tätig werden sollen, wenn es sich bei dem deutschen Werk-
vertragspartner nicht um ein Unternehmen der Bauwirtschaft
handelt.
Um den ungleichen Zugang zu den Werkvertragskontingen-
ten zu beseitigen und die Verteilung an „Marktpreisen“ zu ori-
entieren, wurde der Vorschlag gemacht, für Werkverträge eine
Art Börse einzurichten (Institut der deutschen Wirtschaft
1993: 37 ff.). Über eine Art clearing-Stelle sollen die zu er-
stellenden Leistungen angeboten und meistbietend verstei-
gert werden. 
(2) Die Abkommen schreiben die Bezahlung ortsüblicher
Löhne durch das Werkvertragsunternehmen vor. Die Einhal-
tung ist jedoch nur schwer zu überprüfen. In vielen Fällen
muß davon ausgegangen werden, daß untertarifliche Löhne
gezahlt werden und damit Lohn- und Sozialdumping betrie-
ben wird. Um eine Überprüfung zu erleichtern, ist das Ver-
tragsunternehmen verpflichtet, die Nachweise über Lohnzah-
lungen am deutschen Arbeitsort verfügbar zu halten. Bei
nachgewiesenem Lohndumping kann die ausländische Werk-
vertragsfirma von weiterer Werkvertragstätigkeit ausge-
schlossen werden.
(3) Die Werkvertragsabkommen gelten als Einfallstor für il-
legale Beschäftigung. Diese kann sich ergeben, wenn
während der Laufzeit des Projektes ausländische Arbeitneh-
mer illegal, d. h. ohne Arbeitserlaubnis, beschäftigt werden
oder wenn die zugelassenen Projektarbeitnehmer nach der
Projekterstellung – und damit nach Ablauf der Arbeitser-
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beitsämter auf Baustellen (auf diesen Bereich erstrecken sich
80% aller Überprüfungen) ergaben sich 1994 13000 (1993:
15000) Ermittlungsverfahren wegen des begründeten Ver-
dachtes illegaler Ausländerbeschäftigung, d. h. es war keine
oder keine gültige Arbeitserlaubnis vorhanden. Vier Fünftel
dieser Ermittlungsverfahren standen im Zusammenhang mit
der Durchführung von Werkverträgen. 
(4) Anstatt der Ausführung eines Werkvertrages handelt es
sich in  manchen Fällen nur um Arbeitnehmerüberlassung.
Dies entspricht nicht der Absicht der Werkvertragsvereinba-
rungen und ist im übrigen in der Bundesrepublik Deutschland
für die Bauwirtschaft nicht erlaubt. Bei der Arbeitnehmer-
überlassung werden Arbeitnehmer von einer Verleihfirma ei-
nem Dritten (Entleiher, Entleihunternehmen) zur Arbeitslei-
stung unter dessen Regie für eine bestimmte Zeit überlassen
(ausgeliehen). 
Bei einem Werkvertrag verpflichtet sich der Unternehmer zur
Herstellung eines Werkes, das sowohl eine Sache als auch
eine Dienstleistung sein kann. Als Kriterien für das Vorliegen
eines Werkvertrages lassen sich zusammenfassen (Institut der
deutschen Wirtschaft 1993: 13): (a) das Werkergebnis muß
klar definiert sein, (b) der Werkunternehmer muß die ver-
sprochene Leistung sachlich erbringen können, (c) er muß für
die Erstellung des Werkes unternehmerische Dispositions-
freiheit haben, (d) er muß über seine Arbeitnehmer im Fremd-
betrieb (Beschäftigungsbetrieb) weisungsbefugt sein, (e) der
Werkunternehmer bezahlt seine Arbeitnehmer und (f) der
Werkunternehmer übernimmt die Gewährleistung. 
Die Schwierigkeit liegt darin, daß der Unterschied zwischen
Werkvertrag und Arbeitnehmerüberlassung zwar juristisch
abgrenzbar, in der Praxis die Übergänge aber fließend und nur
in einem aufwendigen Verfahren zu überprüfen sind. Bei
Kontrollen der Arbeitsämter auf Baustellen wurden 1994
rund 5700 Verfahren wegen des begründeten Verdachts auf
Arbeitnehmerüberlassung eingeleitet, wovon rund ein Drittel
mit der Durchführung von Werkverträgen zusammenhing.
Aufgrund der aufgetretenen Schwierigkeiten wurde von Sei-
ten der Unternehmer gefordert, anstatt der Werkvertragsver-
einbarungen eine befristete direkte Beschäftigung bei deut-
schen Unternehmen zuzulassen. Dies würde aber eine Durch-
brechung des prinzipiellen Anwerbestopps bedeuten. Außer-
dem würde man Unternehmen der Transformationsstaaten
dann nicht ermöglichen, ihre Wettbewerbsvorteile zu nutzen
(niedrige Arbeitskosten) und in Kooperationsprojekte mit
heimischen Unternehmen einzutreten. Dieser Kontakt er-
möglicht dem ausländischen Betrieb, unternehmerische Er-
fahrungen zu gewinnen. Die Kooperation über den Werkver-
trag kann die Basis für eine spätere Zusammenarbeit legen. 
Abschließend zu diesem Kapitel ist zu sagen, daß die Verein-
barungen über Werkverträge zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und einer Reihe von mittel- und osteuropäischen
Staaten aus den damals vorherrschenden politischen Rah-
menbedingungen heraus zu verstehen sind. Bei enormem Ar-
beitskostengefälle und prinzipiell offenen Grenzen seit 1989
zu den östlichen Nachbarländern waren die Abkommen zu
Werkvertragsarbeitnehmern eine Möglichkeit, den Zuwande-
rungsdruck zu verringern, die Zuwanderung zu kanalisieren
und zugleich über das Tätigwerden von ausländischen Werk-
vertragsunternehmen einen Beitrag zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Transformationsländer zu leisten. In Zeiten gu-
ter Wirtschaftslage tritt die Konkurrenz zu heimischen Un-
ternehmen und Arbeitskräften wenig hervor und ist auf dem
Arbeitsmarkt zu verkraften. Dies ändert sich bei angespann-
tem Arbeitsmarkt. Dann werden die Konkurrenzwirkungen
noch dadurch verstärkt, daß sich die Werkverträge auf be-
stimmte Sektoren (z. B. Bauwirtschaft), Regionen (z. B.
Grenznähe, Großstädte), oder Unternehmensarten (z. B.
Großunternehmen) konzentrieren. Von der einheimischen
Bevölkerung und den Interessenvertretern wird in einer plu-
ralistischen Gesellschaft eine Lohnkostenkonkurrenz durch
befristete Beschäftigung von ausländischen Arbeitnehmern
nur bei Berücksichtigung der Arbeitsmarktsituation akzep-
tiert werden. Damit wird die Arbeitsmarktverträglichkeit zum
Kriterium der Vergabe von Werkverträgen. Dies setzt eine fle-
xible und zugleich einfache Handhabung voraus. Ersteres ent-
spricht wegen der mangelnden Planungssicherheit nicht den
Interessen der Abwanderungsländer. Letzteres kann man-
gelnde Kontrollierbarkeit der Werkverträge bedeuten und da-
mit nicht beabsichtigte Wirkungen nach sich ziehen. Wie die
Beschreibung der deutschen Situation gezeigt hat, führen im-
mer kompliziertere Regelungen, um Mißbrauch zu verhin-
dern, zu neuen Ausweich- und Umgehungsstrategien.
Schließlich kann eine Überregulierung eintreten, die das In-
strument Werkverträge für alle Beteiligten nicht mehr nütz-
lich oder möglich macht, ja „fast einer Verhinderungsstrate-
gie gleichkommt“ (Fuchs 1995: 45). Hinzuweisen ist noch
darauf, daß die quantitative Entlastungswirkung auf die Ar-
beitsmärkte der Transformationsstaaten gering blieb. Wichtig
waren jedoch die zahlungsbilanzwirksamen Transfers. 
3.3.6 Ausblick: Befristeter Aufenthalt zur Erbringung einer
Dienstleistung im Rahmen der Abkommen der Welthandels-
organisation (WTO) 
Erstmals im Rahmen der Liberalisierung des Welthandels
wurden auch Dienstleistungsfreiheiten vereinbart. Damit sind
unter bestimmten Voraussetzungen befristete Aufenthalte zur
Erbringung der Dienstleistung in einem anderen Land zu ge-
statten. Darauf soll kurz eingegangen werden.
Nach langen Verhandlungen ist am 1.1.1995 das Allgemeine
Übereinkommen über den Handel mit Dienstleistungen (Gen-
eral Agreement on Trade in Services, GATS) in Kraft getre-
ten und zugleich die neue Welthandelsorganisation (World
Trade Organization, WTO, früher GATT) gegründet worden.
Die Liberalisierungsbemühungen des Dienstleistungshandels
im Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO, früher
GATT) laufen im Prinzip darauf hinaus, daß auch Dienstlei-
stungen von ausländischen Firmen in einem anderen Land an-
geboten und ausgeführt werden können.
Das Rahmenabkommen des GATS umfaßt zunächst alle For-
men des Dienstleistungshandels: Grenzüberschreitende Er-
bringung durch Personen oder über Kommunikationsmittel
und die Niederlassung von Unternehmen. Die tatsächlichen
Zugeständnisse der Staaten ergeben sich nicht aus dem Ab-
kommen selbst, sondern aus den besonderen Verpflichtungs-
erklärungen (schedules of specific commitments). Die Ver-
pflichtungen sollen nach dem Mechanismus des GATS
schrittweise weiterentwickelt und spätestens alle 5 Jahre wei-
terverhandelt werden. 
Für die Zulassung von natürlichen Personen wird unterschie-
den, ob eine Person vorübergehend (1) selbst oder (2) inner-
halb einer juristischen Person (z. B. AG, GmbH) tätig werden
will (Fuchs 1995: 56).
Zu (1): Der vorübergehende Aufenthalt von Vertretern z. B.
Handelsvertretern, der Dienstleistungsunternehmen mit Auf-
enthalt im Ausland, die nicht selbst die Dienstleistung er-
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keiner vorausgehenden Arbeitsmarktprüfung. 
Im Juli 1995 hat die EU ein Angebot für die Zulassung sog.
Dreimonatspersonals abgegeben, d. h. ausländischer Dienst-
leistungsanbieter, die auf Vertragsbasis - also ohne kommer-
zielle Präsenz eines Unternehmens - für eine Zeit von bis zu
3 Monaten zur Erbringung bestimmter Dienstleistungen ein-
reisen können. Dieser Vorschlag betrifft bestimmte Dienst-
leistungen der freien Berufe und ist stark begrenzt, da (a) die
Zulassung auf bestimmte Sektoren beschränkt ist: Rechtsbe-
ratung, Wirtschaftsprüfung, Steuerberatung, Management-
Consulting, technische Tests und Analysen, Baugrundver-
messung und -untersuchung, Reisebüro/Reiseleitung, (b) die
Zulassung i. d. R. Hochschulstudium und dreijährige Berufs-
erfahrung voraussetzt, (c) die entsandte Person mindestens
ein Jahr zum entsendenden Unternehmen gehören muß und
(d) das ausländische Unternehmen eine juristische Person
sein muß. 
Zu (2): Der vorübergehende Aufenthalt von Personal juristi-
scher Personen ist in einem anderen WTO-Mitgliedsland
ohne vorausgehende Arbeitsmarktprüfung möglich, wenn es
sich handelt um
(a) leitendes Personal oder Spezialisten, die für den Aufbau
einer kommerziellen Präsenz in Deutschland (oder einem an-
deren EU-Staat) notwendig sind und die die Dienstleistung
nicht selbst erbringen;
(b) Personal, welches im Zusammenhang  mit einer Dienst-
leistungserbringung innerbetrieblich in ein Büro oder eine
Zweigniederlassung in ein anderes WTO-Land versetzt, also
entsandt wird. Voraussetzungen sind, daß der betreffende Ar-
beitnehmer mindestens 1 Jahr beim gleichen Arbeitgeber im
Herkunftsland beschäftigt war und es sich um Schlüsselper-
sonal (key personnel) der Leitungsebene handelt oder um
Spezialisten mit für das Unternehmen oder für die zu erbrin-
gende Dienstleistung wesentlichen Kenntnissen und hoher
Berufsqualifikation;
(c) eine Entsendung: „Eine innerbetrieblich versetzte Person
ist eine natürliche Person, die innerhalb einer im Hoheitsge-
biet eines WTO-Mitgliedslandes gegründeten juristischen
Person mit Ausnahme gemeinnütziger Organisationen arbei-
tet und vorübergehend im Zusammenhang mit der Erbringung
einer Dienstleistung durch kommerzielle Präsenz im Ho-
heitsgebiet eines EU-Mitgliedstaates versetzt wird. Die be-
troffene juristische Person muß ihren Hauptsitz im Hoheits-
gebiet eines WTO-Mitgliedslandes außerhalb der Gemein-
schaften und ihrer Mitgliedstaaten haben und die Versetzung
muß zu einer Niederlassung (Büro, Zweigstelle oder Toch-
tergesellschaft) der juristischen Person erfolgen, die tatsäch-
lich gleiche Dienstleistungen im Hoheitsgebiet eines Mit-
gliedstaates erbringt, auf den der EWG-Vertrag Anwendung
findet“ (Fuchs 1995: 57). Anzumerken ist noch, daß es sich
hierbei durchaus um eine Dienstleistungserbringung durch
die zugelassene Person selbst handeln kann. 
4 Zusammenfassung und Folgerungen
Der vorliegende Bericht gibt eine Übersicht zur Problematik
der befristeten Zuwanderung von ausländischen Arbeitskräf-
ten. Den Schwerpunkt bildete die Analyse der bilateralen Ver-
einbarungen zur Beschäftigung von Gastarbeitnehmern, de-
ren Aufenthalt der Verbesserung der beruflichen Kenntnisse
und Fertigkeiten dient, von Saisonarbeitskräften, und von
Werkvertragsarbeitnehmern, die mit ihrer Firma im  Rahmen
eines Projekts vorübergehend in ein anderes Land gehen. We-
sentliche Ergebnisse und Folgerungen sind:
(1) Die meisten Länder haben verschiedene „Türen“ für be-
fristete Zuwanderung geöffnet, in Form der Saisonbeschäfti-
gung, für Gastarbeitnehmer, für Werkvertragsarbeitnehmer
oder für sonstwie zeitweilige Tätigkeiten. Bilaterale Verein-
barungen zur Beschäftigung von Werkvertragsarbeitnehmern
wurden vor allem von der Bundesrepublik Deutschland mit
einer Reihe von mittel- und osteuropäischen Staaten ge-
schlossen.
(2) Gastarbeitnehmervereinbarungen haben eine lange Tra-
dition. Eine ganze Reihe von Mitgliedsländern des Europara-
tes haben derartige Abkommen geschlossen. Jüngeren aus-
ländischen Arbeitskräften soll die Möglichkeit gegeben wer-
den, die jeweilige Praxis im Ausland in ihrem erlernten Be-
ruf kennenzulernen. Die vereinbarten Kontingente sind aber
meist recht niedrig. Deshalb wird auf eine Arbeitsmarktprü-
fung verzichtet. Die Kontingente sind i. d. R. nicht ausge-
schöpft. Es ist oft schwer, geeignete Arbeitgeber zu finden,
die bereit sind, berufliche Bildung zu vermitteln. Sie sind in
erster Linie an der Arbeitskraft interessiert. Ein zu großer
Ausbildungsaufwand lohnt sich in ihren Augen nicht, da der
ausländische Arbeitnehmer nach 1 bis 11/2 Jahren das Land
wieder verlassen muß.
(3) Die Möglichkeit einer Saisonbeschäftigung ist oft in das
allgemeine System des Arbeitserlaubnisrechts des jeweiligen
Landes eingebunden. Daneben gibt es auch bilaterale Ab-
kommen zur Saisonbeschäftigung von ausländischen Ar-
beitskräften. Bis auf wenige Ausnahmen sind die Zahlen nicht
bedeutend. Die Saisonbeschäftigung ist i. d. R. an eine vor-
ausgehende Arbeitsmarktprüfung gebunden, d. h. es wird von
der zuständigen Arbeitsverwaltung geprüft, ob eine heimi-
sche Arbeitskraft für die Saisontätigkeit zur Verfügung steht.
Die Kontrolle erfolgt also dezentralisiert und entsprechend
der lokalen Arbeitsmarktsituation. Diese Prüfung der „Ar-
beitsmarktverträglichkeit“ stellt einen flexiblen Kontrollme-
chanismus dar, mit dessen Hilfe der Zugang ausländischer Ar-
beitnehmer zum Arbeitsmarkt gesteuert wird.
(4) Aus einer Reihe von Gründen (Unterstützung des Um-
strukturierungsprozesses, Verringerung des Wanderungsdrucks,
politische Überlegungen) hat Deutschland eine Reihe von
Vereinbarungen zur Beschäftigung von Werkvertragsarbeit-
nehmern aus mittel- und osteuropäischen Staaten abge-
schlossen. Diese Abkommen ermöglichen es ausländischen
Firmen – meist im Bausektor – eine definierte Leistung in-
nerhalb eines größeren Projekts zu erbringen und dafür die ei-
genen Arbeitskräfte mitzubringen. Mit zunehmender Zahl der
Werkvertragsarbeitnehmer – im Spitzenjahr 1992 waren fast
100000 Werkvertragsarbeitnehmer im Monatsdurchschnitt
beschäftigt – ergaben sich auch Schwierigkeiten: Es wurden
zwar jährliche Obergrenzen (Kontingente) festgelegt, es ging
aber keine Arbeitsmarktprüfung voraus. Daraus entstand ein
ungleicher Wettbewerb zwischen Firmen, die ausländische
Werkvertragsarbeitnehmer beschäftigen konnten und sol-
chen, die nicht zum Zuge kamen. Größere Firmen reagierten
z. B. schneller. Weiterhin bildeten die Werkverträge oft die
Basis für Mißbrauch, indem darüber illegal Beschäftigte ein-
geschleust wurden. Oder es handelte sich um sog. Schein-
werkverträge, d. h. es war (nicht erlaubter) Arbeitsverleih.
Um die unerwünschten Arbeitsmarkteffekte in den Griff zu
bekommen, wurden neue Regelungen eingeführt, die Kon-
trollen verstärkt und die Kontingente reduziert. Der Verwal-
tungs- und Überwachungsaufwand blieb hoch und Umge-
hungsmöglichkeiten konnten trotzdem nicht ausgeschlossen
werden.
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West wird auch in Zukunft erhalten bleiben.9 Befristete Zu-
wanderung könnte helfen, diesen Druck zwischen wirt-
schaftlich unterschiedlichen Volkswirtschaften zu verringern
und zugleich einen Beitrag zur Entwicklung der weniger ent-
wickelten Volkswirtschaften zu leisten. Idealerweise sollten
beide Seiten, sowohl das Abwanderungsland wie das Auf-
nahmeland davon profitieren. Eine Gegenüberstellung der In-
teressen der beteiligten Akteure ergab nicht immer gleichge-
richtete Interessenlagen bzw. zeigte, daß die Erwartungen oft
zu hoch gesetzt sind. Dies wird im folgenden kurz resümiert.  
(6) Aus wirtschaftlicher Sicht liegt das Interesse des Aufnah-
melandes darin, Arbeitsmarktengpässe zu beheben. Diese
können saisonaler, konjunktureller, sektoraler oder qualifika-
tionsspezifischer Natur sein. Das Herkunftsland hofft, über
eine befristete Beschäftigung im Ausland seine Arbeitslosig-
keit zu verringern. Hinsichtlich dieses Arbeitsmarktentla-
stungseffektes sollten die Hoffnungen nicht zu hoch gesetzt
werden. Aus der Migrationsforschung weiß man, daß i. d. R.
die jüngeren, dynamischen Arbeitskräfte zuerst das Land ver-
lassen. Sie gehören nicht notwendigerweise zu den Arbeits-
losen, auch wenn ihr Einkommen ungenügend sein mag. Der
Arbeitsmarktentlastungseffekt wird noch aus einem zweiten
Grund begrenzt bleiben: Die Zahl der befristet zugelassenen
Arbeitskräfte wird i. d. R. niedrig bleiben. Allerdings kann
die zeitweilige Beschäftigung im Ausland für den Wanderar-
beitnehmer und dessen Familie eine erhebliche Wohlstands-
steigerung bedeuten, ja ein Herauskommen aus der Armut.
(7) Über die Kapitalüberweisungen seiner Wanderarbeitneh-
mer hofft das Abwanderungsland, seine Zahlungsbilanz zu
verbessern. Weiterhin kann mit der Verwendung der Devisen
ein Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung geleistet wer-
den. Dies hängt allerdings davon ab, wofür die Überweisun-
gen verwendet werden: für investive oder konsumptive
Zwecke, für Importgüter oder für heimische Produkte. Auf je-
den Fall können die Überweisungen den Wohlstand der Fa-
milie des Wanderarbeitnehmers erheblich anheben. Wenn die
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen stabil sind und sonsti-
ge günstige Investitionsvoraussetzungen vorliegen, können
die Überweisungen das heimische Investitionsniveau er-
höhen. Auf jeden Fall wirken sich die Überweisungen vor-
teilhaft auf die Zahlungsbilanzsituation des Herkunftslandes
aus.
(8) Über die Beschäftigung im Ausland wird auch ein Quali-
fizierungseffekt erhofft. Diese erwarteten  Berufsbildungsef-
fekte hängen allerdings von der Art der ausgeübten Tätigkeit,
vom Qualifikationsniveau und von der Beschäftigungsdauer
ab. Die Ergebnisse der Migrationsforschung lassen eine ge-
wisse Skepsis angebracht erscheinen. Je kürzer der Aufent-
halt, desto niedriger werden die Unternehmen den  Ausbil-
dungsaufwand halten.
(9) Aus einer Reihe von Gründen besteht die Tendenz, daß
eine ursprünglich befristete Tätigkeit sich verlängert. Die Un-
ternehmen werden bestrebt sein, ihre eingearbeiteten Kräfte
zu behalten und werden Druck ausüben, eine Verlängerung
der Arbeitserlaubnis zu erreichen. 
(10) Befristete Beschäftigung kann auch ein Zugangstor für
illegale Beschäftigung sein. Die Unterschiede im Lebensstil
zwischen Herkunfts- und Beschäftigungsland werden be-
wußt, Arbeitsmöglichkeiten werden aufgetan und Kontakte
zu potentiellen Arbeitgebern können geknüpft werden. Falls
eine legale Verlängerung des Arbeitsverhältnisses nicht mög-
lich ist, wird u. U. illegal weiterbeschäftigt. 
(11) Über die bilateralen Vereinbarungen wird versucht, Zu-
und Abwanderung der ausländischen Arbeitskräfte zu steu-
ern. Die Vereinbarungen sollten so gestaltet sein, daß eine fle-
xible Reaktion auf die Arbeitsmarktanforderungen möglich
ist. Kippt z. B. die Konjunktur und nimmt die Zahl der aus-
ländischen Werkvertragsarbeitnehmer weiter zu, dann besteht
die Gefahr der Verdrängung von heimischen durch ausländi-
sche Arbeitskräfte. Das deutsche Beispiel der Werkvertrags-
arbeitnehmer zeigte auch, daß in so einem Fall immer kom-
pliziertere Regulierungen eingeführt werden, die wiederum
nur schwer zu kontrollieren sind. 
(12) Mit der Befristung des Arbeitsverhältnisses ist beabsich-
tigt, daß der Aufenthalt nicht als Vorstufe zu einem Dauerver-
bleib angesehen werden kann. Konkret bedeutet dies, daß
• der Wanderarbeitnehmer einen befristeten Arbeitsvertrag
hat, in dem auszuübende Tätigkeit und Arbeitgeber festge-
legt sind, d. h. der ausländische Arbeitnehmer kann nicht
ohne weiteres das Unternehmen, den Beruf oder die Regi-
on wechseln;
• der Wanderarbeitnehmer nach Ablauf des Arbeitsvertrages
das Land verlassen muß;
• das Recht auf Familienzusammenführung nicht gilt.
(13) Die genannten Kriterien sind strikt und sie sind schwer
zu kontrollieren. Um Regelungen durchzusetzen, sind Sank-
tionsmöglichkeiten notwendig. Die Frage ist: Für wen - den
Arbeitgeber, den ausländischen Arbeitnehmer? In welcher
Form - Geldstrafen oder  Ausweisung? Und in welcher Höhe?
In einer offenen demokratischen Gesellschaft gibt es gewis-
se Grenzen der Durchsetzbarkeit. Es ist schwer oder gar nicht
wünschenswert, ein dichtes Kontrollnetz aufzubauen, um mit
dessen Hilfe dann Sanktionen zu verhängen. 
(14) Aufgrund der Erfahrungen mit befristeter Zuwanderung
und unter Berücksichtigung der Interessen der beteiligten Ak-
teure sollten Vereinbarungen zur befristeten Beschäftigung von
ausländischen Arbeitskräften folgende Prinzipien beachten:
• Der Zugang zur Beschäftigung sollte an die Arbeitsmarkt-
situation gebunden sein. 
• Die Prüfung der Arbeitsmarktsituation sollte auf lokaler
Ebene erfolgen.
• Eine prinzipielle Gleichbehandlung hinsichtlich der Löhne
(z. B. Mindestlohn) und sonstiger Arbeitsbedingungen zwi-
schen heimischen und ausländischen Arbeitskräften sollte
vorgeschrieben werden.
• Die Zugangsvoraussetzungen zur Beschäftigung von aus-
ländischen Arbeitskräften sollten klar formuliert und mög-
lichst einfach gehalten sein und sollten nicht dauernd geän-
dert werden.
• Um illegale Beschäftigung zu vermeiden, sind Kontrollen
nötig.
• Eine Sanktionsmöglichkeit muß gegeben sein, z. B. Geld-
strafen für Arbeitgeber, die Wanderarbeitnehmer nach Ab-
lauf des Arbeitsvertrages weiterbeschäftigen.10
• Aufnahme- und Abwanderungsland sollten eng zusam-
menarbeiten, um illegale Beschäftigung zu vermeiden.
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9 Die viel befürchtete massive Zuwanderungswelle aus Mittel- und Osteuropa
ist bisher nicht eingetreten. Allerdings finden zwischen diesen Ländern er-
hebliche Wanderungsbewegungen statt. Ob sich ein Wanderungsdruck letzt-
endlich auch in Arbeitskräftebewegungen niederschlägt, hängt – unter an-
derem – auch davon ab, wie die Zukunftsaussichten eingeschätzt werden.
Die neuesten Wirtschaftsprognosen der OECD in ihrem jährlichen „Eco-
nomic Outlook“ und „Employment Outlook“ lassen eine gewisse Hoffnung
zu.
10 Zu den Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten illegaler Zuwanderung sie-
he Steineck, A.: Der europäische Schwarzmarkt für Zuwanderer: Effekti-
vität und Effizienz von Kontrollinstrumenten, in: Außenwirtschaft, Heft IV
(1995), S. 571 - 592)(15) Zum Schutz der Wanderarbeitnehmer wurden von Inter-
nationalen Organisationen wie der Internationalen Arbeitsor-
ganisation oder dem Europarat eine Reihe von Konventionen
erlassen, die allerdings nur für die Unterzeichnerstaaten bin-
dend sind.
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